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Standort
In den vergangenen 40 Jahren 
hat die BI erfolgreich gear-
beitet. Unter den veränderten 
Gegebenheiten ist eine neue 
Ausrichtung im Jahr 2017 aber 
wohl unumgänglich. 

1977
Landwirt und Gastwirt Horst 
Wiese unternimmt einen per-
sönlichen Streifzug durch die 
40-jährige Geschichte Gorlebens 
und des Widerstands gegen die 
Atomanlagen.

Benennung
Die Richter/-innen am Bundes-
verfassungsgericht haben ge-
urteilt, dass der beschleunigte 
Atomausstieg rechtens ist. Die 
Konzerne erhalten dennoch eine 
kleine Kompensation.



Ein Spiel mit dem Feuer

Es beginnt mit einem Schuss eines 
Neutrons auf´s Atom. // Und der 
zwingt Materie in eine Kettenreakti-
on. // Denn Strukturen werden insta-
bil, so dass Bindungen nicht halten. // 
Und ohne Wahl und ohne Willen wird 
das Atom in zwei gespalten. 

Doch der Teufel sitzt dazwischen, im 
Detail und er sitz tief, // denn bei je-
der Spaltung entsteht mehr noch, 
und das radioaktiv. // Spaltprodukte, 
tödlich, toxisch für unvorstellbar lan-
ge Zeit gewiss. // Bleibt zu fragen wie 
oft ein Raubtier schon die Hand des 
Herren biss.

Ob Atomkraft sicher sein kann? Lass 
es uns ne Glaubensfrage nennen. //
Glauben kann man schließlich alles, 
auch dass es hilft bei Kopfschmerz 
geben einen Türrahmen rennen. //
Und der Glaube, dass mit Atom-
strom ich mir Geld und Ärger spar, // 
der folgt doch allein der Logik „was 
ich jetzt nicht seh, das ist nicht da“

Das ist ein bisschen, als würd man 
glauben man hat ein sauberes Ge-
schäft gemacht // mit dem Kauf des 
günst´gen Fernsehers in dessen Ver-
kaufsvertrag man im Kleingedruck-
ten überlas, // dass man bei Unter-
zeichnung aller seiner Kinder und 
aller Kinderkindeskinder Erstgeborne 
zur Ratenzahlungsgabe macht.

Denn der Atommüll, er bleibt lange, // 
und sind wir selbst auch lang gegan-
gen, // er bleibt Erbe, er bleibt Bürde 
er bleibt andauernde Last, // unsre 
Kinder tragen weiter ohne Wahl und 
ohne Rast.

Und wie beim Zauberlehrling und 
dem Meister // wird der Mensch kein 
bisschen weiser. // Und zuletzt stam-
melt er bloß: Die Geister, // die ich rief 
werd ich nun nicht los 

Doch kein alter Hexenmeister wird 
zu Hilfe zu uns eilen, // um Erbarmen 
uns zu zeigen. // Weil Verantwortung 
zu tragen und solch Geschicke zu ver-
walten 
dieser Zeiten längst 
in unsren eignen Händen weilen.

Mona Harry
Hamburger Poetry Slammerin
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Als Bürgerinitiative sind wir 
darauf angewiesen, un-

ser Engagement außerhalb der 
Lohn- und Erwerbsarbeit in un-
serer Freizeit auszuüben. Für ei-
nen Verein ist das ganz normal 
und auch genau so vorgesehen. 
Für die Konfrontation mit den 
aberwitzigen und hochriskan-
ten Atommüllplänen eines der 
reichsten Industrieländer der Welt 
und seiner Energieriesen, sowie 
den qualifizierten energischen 
Widerstand dagegen bleibt es je-
doch ein Kampf David gegen Go-
liath. Dennoch haben wir 40 Jah-
re die Schleuder geschwungen 
und immer zielsicher mitten ins 
Schwarze getroffen. Politiker/-in-
nen, Behörden und Vertreter/-in-
nen von Verbänden fordern uns 
dabei aber stets an Wochentagen 
tagsüber, nämlich innerhalb ihrer 
hauptamtlichen Arbeitszeit. Akti-
onen, Ratschläge, Vorstandssit-

zungen, Planungen, Strategietref-
fen und „Kamingespräche“ kön-
nen wir aber nur abends und an 
Wochenenden wahrnehmen, und 
so füllt sich unser Jahr gnadenlos 
und unaufhaltsam.

Eine lange geplante Vorstands-
klausur schob sich so durch 

die Jahre, bis sie nun endlich im 
vergangenen Dezember statt-
fand. Viel mehr, als strukturelle 
Verbesserungen für eine erfreu-
lichere Sitzungsökonomie und ei-
ne erste Fokussierung auf die Zie-
le der Zukunft kam diesmal noch 
nicht dabei heraus. Unsere Mode-
ratorin war Profi genug, uns mit 
auf den Weg zu geben, dass nicht 
sie, sondern wir für das Ergebnis 
verantwortlich wären. Ohne un-
serer gemeinsamen Beurteilung 
vorgreifen zu wollen, bleibt je-
doch eines festzustellen: Klausu-
ren und Ratschläge, Zusammen-

künfte zum Innehalten und ge-
meinsamen Ausrichten bräuch-
te es trotz oder gerade wegen 
der vielfältigen Anforderungen 
mehr und nicht weniger. Und die-
se Erkenntnis führt gleich zu den 
nächsten beiden Folgerungen: 

Bei allem Pluralismus und al-
lem wendischen Eigensinn 

könnte die Konzentration auf das 
Wesentliche uns gut tun, und es 
braucht auch ohne Castor ein-
fach wieder mehr Schultern, um 
die Freiheit des Wendlands zu tra-
gen. Die Aufgabe, den Mächtigen 
die Stirn zu bieten und eine sozial 
und ökologisch intakte Zukunft zu 
erkämpfen, war und ist stets nur 
ein Staffelstab, der durch die Ge-
nerationen gereicht wird.

Denn: „Die Herren machen das 
selber, dass ihnen der arme 

Mann feyndt wird ...” *

Redaktion: Andreas Conradt (ac),
Torsten Koopmann (kp) (beide verant- 
wortlich, Adresse wie vor), Wolfgang Ehm-
ke (we), Birgit Huneke (bh), Torben Klages (tk)
Weitere Mitarbeiter/-innen dieser Ausgabe: 
wie namentlich gekennzeichnet
Gestaltung: Andreas Conradt

* Thomas Münzer (1490 bis 1525 hingerichtet), 
deutscher evangelischer Theologe und Revoluti-
onär
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Als am 8. Mai 1996 ermüdete 
und von Wasserwerfern durch-
nässte Atomkraftgegner/-innen 
nach der Blockade des zweiten 
Castor-Transportes völlig resig-
niert vom Zwischenlager Gorle-
ben nach Lüchow zurückkehrten, 
gab es an anderer Stelle ein po-
sitives Zeichen: 
Auf dem Jeetzeler Berg ging zeit-
gleich die erste Windkraftanlage 
des Wendlands in Betrieb. „Wen-
dolina“ drehte erstmals ihre Flü-
gel, die Anti-AKW-Sonne auf 
dem Turbinengehäuse leuchte-
te hell in den ansonsten finste-
ren Tag. Zwei extreme Pole am 
selben Tag, so symbolhaft wie 
das Leben im Wendland seit der 
Standortbenennung im Febru-
ar 1977.
Denn es waren immer kreati-
ve Menschen mit Ausdauer und 
Mut, die sich für diesen Land-
kreis engagiert haben. Mit ent-
schlossenem Widerstand wo er 
nötig war, aber auch mit der Ent-
wicklung von neuen Formen des 
Zusammenlebens und der Ener-
giegewinnung. 
So ging schon im Winter 1978 die 
allererste Voltaikanlage in Dan-
nenberg in Betrieb. Ausgetüf-
telt und gebaut haben diese Ver-
suchsanlage Günther Burmester 
(Brax), Achim Noack, Klaus Pee-
ters und Walter Läger. 1980 wur-
de das System für die Warmwas-
serbereitung im Hüttendorf 1004 
weiterentwickelt. Dort musste 
das Wasser zunächst per Windrad 
aus einem Tiefbrunnen gefördert 
werden, ein System, das junge 
Berliner zuvor entwickelt hatten. 
Es gibt noch viele weitere Bei-
spiele für im Wendland beheima-
tete „Pilotprojekte“, auch in den 
Bereichen Kultur und Landwirt-
schaft, die diesen Landkreis so 
außergewöhnlich machen. Und 
das ist, wenn man es so sagen 
will, das positive Vermächtnis 
Gorlebens. (bh)

Gorleben I
Atom-LKW gestoppt
Angeblich gibt es einen Einla-
gerungsstopp für das atomare 
Fasslager in Gorleben, seit ange-
rostete Fässer entdeckt wurden. 
Doch im November sichteten An-
ti-Atom-Aktivisten einen Trans-
port mit Mosaikbehältern, der 
aus dem Atomkraftwerk Unter-
weser nach Gorleben unterwegs 
war. Das bestätigte der Sprecher 
der Gesellschaft für Nuklearser-
vice (GNS), Jürgen Auer. 
Die Alarmkette der Gorleben-
Gegner funktionierte, und kurz 
vor Einfahrt in die Tore des Zwi-
schenlagers wurde der Transpor-
ter gestoppt. „Damit haben wir 
auch das Umweltministerium er-
wischt, denn es wurde stets be-
hauptet, es gäbe seit dem Fund 
der Rostfässer keine Transporte 
mehr”, konstatiert die Bürgeriniti-
ative Lüchow-Dannenberg. Umso 
dringlicher sei nun ein behördlich 
verfügter Einlagerungsstopp, be-
tonte ein BI-Sprecher. (we)

Gorleben II
Halle kommt trotzdem
Der Bau einer zusätzlichen Kon-
ditionierungsanlage auf dem 
Zwischenlagergelände in Gor-
leben ist nicht vom Tisch. Dar-
auf weist die Bürgerinitiative Lü-
chow-Dannenberg hin. Sie hat-
te bei der Gesellschaft für Nukle-
arservice (GNS) nachgefragt, ob 
sich der Bau mit dem Abtransport 
von Atommüllfässern aus Gor-
leben für eine Nachkonditionie-
rung in Duisburg erledigt habe. 
Für die GNS kam die Antwort von 
Michael Köbl aus der Betriebs-
stätte in Duisburg-Wahnheim, wo 
die Nuklearfirma mitten in einem 
Wohngebiet Atommüll verpackt:
„Nein, die bis 2019 vollständig 
auszulagernden Fässer (...) sind 
nicht Bestandteil der Planungen 
für die neu zu errichtende Kon-
ditionierungseinrichtung.” (gr)

Gorleben III
Demo und Info
Bei frostigen Temperaturen tra-
fen sich Anfang November rund 
100 Atomkraftgegner/-innen im 
Gorlebener Tann, um sich vom 
BI-Vorstand über aktuelle The-
men informieren zu lassen. Was 
die Demonstrant/-innen beweg-
te, fasste Martin Donat, der BI-Vor-
sitzende, in wenige Worte: Gorle-
ben sei und bleibe ein möglicher 
Standort für die Lagerung hochra-
dioaktiver Abfälle, die Umsetzung 
der Empfehlungen der Endlager-
kommission in eine Gesetzes-
novelle dauere viel zu lang und 
damit würde die weitere Endla-
gersuche wider Erwarten auch ein 
Wahlkampfthema. „Nicht, dass wir 
mit den Ergebnissen der Kommis-
sion einverstanden wären, aber 
das kann uns nur recht sein, so ha-
ben wir uns das gewünscht.” (gr)

Gorleben Archiv
Unsere Geschichte

Die Bürgerinitiative bittet um Mithilfe: 

Wenn ihr im Wendland auffällige 
Container-LKW mit dem Radioaktivi-
tätszeichen seht, meldet euch bitte im 
BI-Büro und nennt Standort und Fahrt-
richtung des LKW. Hotline: 05841-4684
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Sichtbar bleiben und wahrge-
nommen werden veranlasst 
die BI immer wieder, mit ihrem 
Info-Stand im Wendland präsent 
zu sein. Ob zum Kartoffelsonntag 
in Dannenberg oder auf dem 
Weihnachtsmarkt in Gartow: Das 
Info-Zelt war auch in diesem 
Herbst weithin sichtbar.  
„Farbe bekennen!“ hieß die vom 
Lüchower Tierfutterladen Pfoten 
& Co. initiierte Aktion Anfang 
November – ein Tag rund um 
Elektromobilität, StromweXel 
und Erneuerbare Energien. Für 
die BI Anlass, die Aktion wörtlich 
zu nehmen und mit einer Holz-X-
Malaktion wieder zu etwas mehr 
Farbe im Landkreis zu animieren. 
Der weithin sichtbare Wider-
stand gegen die Atomkraft bleibt 
Priorität, auch und gerade vor der 
eigenen Türe. 
Das wurde auch auf dem „Rat-
schlag“ Ende November in Gede-
litz deutlich. Parlamentarischen 
Prozessen inhaltlich zu folgen und 
deren Ergebnisse mit sichtbarem 
Protest entgegenzutreten bleibt 
ein herausfordernder Spagat. Der 
Wunsch nach regelmäßigeren 
Treffen und einem Erstarken des 
Aktionsbereichs wurde der BI als 
Hausaufgabe mitgegeben. 
Einfließen lassen konnte dies der 
Vorstand sogleich beim internen 
Strategietreffen im Dezember. 
Die Agenda für das kommende 
Jahr wird einiges abverlangen: 
Castortransporte in Süddeutsch-
land,  40. Jahrestag der Standort-
benennung Gorlebens, 40 Jahre 
BI, die Kulturelle Widerstandspar-
tie und die Weltklimakonferenz 
in Bonn bilden die Eckpfeiler der 
kommenden Aufgaben. Dabei 
hat es eigentlich allein die Arbeit 
zu Bergwerk und Zwischenlager 
schon in sich! Das machte im Lü-
chower Ratskeller auch der Physi-
ker Wolfgang Neumann deutlich, 
als er mahnte: Zwischenlager 
werden zu Dauerlagern! (tk)

Gorleben IV
Rost rastet nicht
Bei der Auslagerung von gut 
1300 Atommüllfässern aus Gor-
leben, die an den Standorten 
der Gesellschaft für Nuklearser-
vice (GNS) in Duisburg-Wanheim 
oder Jülich für eine spätere Ein-
lagerung in den Schacht KON-
RAD neu konditioniert werden 
müssen, sind bis Ende letzten 
Jahres 848 Fässer abtransportiert 
worden. Davon seien 21 auffälli-
ge Gebinde entdeckt worden. 
Nach Angaben des niedersäch-
sischen Umweltministeriums 
(NMU) wiesen einige Fässer im 
Mantelbereich großflächige Kor-
rosionsstellen auf, bei weiteren 
Gebinden zeige sich im oberen 
Mantelbereich eine vollflächige 
Ablösung von Farbschichten. Die 
Ursachen für die beiden Befunde 
seien bislang nicht bekannt, die 
hohe Luftfeuchtigkeit im Lager 
sei allerdings ein deutliches In-
diz für das Fortschreiten der Kor-
rosion. Nach ersten Erkenntnis-
sen wiesen die Fässer keine Kon-
tamination auf.
Das Umweltministerium als zu-
ständige Aufsichtsbehörde hat 
darum angeordnet, dass die be-
troffenen Fässer zur weiteren Un-
tersuchung in Gorleben bereitge-
halten werden müssen und zu-
nächst nicht abtransportiert wer-
den dürfen. Eines der schon im 
März 2016 mit auffälligen Korro-
sionsstellen vorgefundenen Fäs-
sern soll demnach einer vertief-
ten Untersuchung unterzogen 
werden. Dazu wird das Fass im 
Bodenbereich angebohrt. Mit ei-
nem Endoskop wird dann der Zu-
stand im Inneren untersucht. Ein 
Konzept für die Untersuchung 
liegt derzeit allerdings noch nicht 

vor. Das „zufällige” Bekanntwer-
den von Befundfässern, das feh-
lende Inspektions- und Überwa-
chungskonzept des Betreibers 
im Abfalllager und das Versagen 
des Referenzfasskonzeptes ha-
ben das Umweltministerium zu 
Beginn des Jahres 2016 dazu ver-

anlasst, eine umfassende Ins-
pektion aller Fässer anzuordnen. 
Der Betreiber hat allerdings er-
klärt, dass er keine Notwendig-
keit sieht, Maßnahmen zu ergrei-
fen und hat gegen diese Anord-
nung Klage eingereicht.
Für die Bürgerinitiative Lüchow-
Dannenberg ist dieser Schwebe-
zustand unhaltbar: „Das NMU 
kann behaupten, tätig geworden 
zu sein, und die GNS sitzt die 
Zeit bis zum Abschluss der Aus-
lagerungskampagne mit der Kla-
ge aus, die Sicherheit bleibt auf 
der Strecke.” 
Wenn der gegenwärtige Zustand 
im Fasslager nicht dem Stand 
von Wissenschaft und Forschung 
entspreche, dann dürfe auch kei-
ne Einlagerung mehr stattfinden, 
zumindest so lange nicht, bis das 
Überwachungssystem erneuert 
wurde, unterstrich BI-Sprecher 
Wolfgang Ehmke. (gr)

21 rostige 
Fässer wur-
den bislang 
in Gorleben 
gefunden. 
Eins davon 
soll nun an-
gebohrt und 
untersucht 
werden

BI-Büro
Aktion und Politik
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Fukushima
300. Mahnwache in DAN
Mitte Dezember trafen sich in 
Dannenberg erneut Menschen 
zur Fukushima-Mahnwache – 
und das schon zum 300. Mal! 
Nach wie vor kommen die Anti-
Atom-Avtivist/-innen zusammen, 
um der Opfer zu gedenken und 
für den weltweiten Atomaus-
stieg einzutreten. Lockerer Aus-
tausch, Informationen, persönli-
che Gespräche, das war auch am 
12. Dezember das Programm. 
Zum Aufwärmen gab es warme 
Getränke und einige Grilllecke-
reien. (pm)

Nachruf
Eckart Spoo gestorben
Vier Tage vor seinem 80. Geburts-
tag starb am 15. Dezember der 
Journalist Eckart Spoo. Als nie-
dersächsischer Korrespondent der 
Frankfurter Rundschau hat er die 
Gorleben-Geschichte ständig und 
wachsam begleitet: als investiga-
tiver Journalist und Berichterstat-
ter. Unter anderem hat er mitge-
holfen, einen ganz besonderen 
Skandal aufzudecken: 
Nach Auswertung der Tiefboh-
rungen in Gorleben wollte die 
Physikalisch-Technische Bundes-
anstalt von Gorleben abrücken, 
das politische Bonn aber inter-
venierte umgehend und bestand 
auf einer Eignungsaussage. 
Spoo hatte am Rande einer Pres-
sekonferenz aufgeschnappt, wie 
der damalige PTB-Ressortchef, 
Professor Helmut Röthemeyer, 
von einem „Maulkorb” sprach. 
In einem Artikel dazu schrieb 
Spoo: „Die Bundesregierung hat 
der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt untersagt, Über-
legungen anzustellen, ob als 
Alternativen zum Gorlebener 
Salzstock auch andere mögliche 
Endlagerstätten für Atommüll er-
kundet werden sollten. Professor 
Helmut Röthemeyer von der PTB 
bestätigte am Mittwoch die Exis-
tenz dieser Weisung und bezeich-
nete sie als eine „unangenehme 
Sache”. „Diesen Zeitungsartikel”, 
so BI-Sprecher Wolfgang Ehmke, 
„haben wir jahrelang vor Augen 
gehabt und schließlich bei der 
Nachfolgebehörde, dem Bundes-
amt für Strahlenschutz,  einen 
Antrag auf Akteneinsicht ge-
stellt. Was dann folgte war helle 
Empörung über diese politische 
Intervention, die allein das Ziel 
hatte, Gorleben gegen alle Zwei-
fel an der geologischen Eignung 
als Endlagerstätte auszubauen. 
Die vielen Nachfragen mündeten 
in den Parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss zu Gorleben. 
Danke dafür, Eckart!” (gr)

Ratschlag
Quo Vadis, BI?
Der Ratschlag der Bürgerinitiati-
ve Lüchow-Dannenberg im Gast-
haus Wiese Ende November wur-
de unerwartet zur Diskussion 
über die Ausrichtung der BI in 
den kommenden Jahren genutzt. 
Neben der Besprechung all der 
Aktionen im Jahr 2017 wollte vor 
allem BI-Mitglied Werner Lowin 
mehr über den geplanten Kurs 
der Bürgerinitiative wissen. Die 
Diskussionen im Vorstand darü-
ber wurden auf einem Strategie-
treffen im Dezember vertieft. (ac)

Zwischenlagerung
Vortrag von Neumann
Auf Einladung der Bäuerlichen 
Notgemeinschaft, der Bürgerini-
tiative Lüchow-Dannenberg (BI) 
und der Rechtshilfe Gorleben 
nahm Anfang Dezember der Wis-
senschaftler Wolfgang Neumann 
(intac Hannover) zu Fragen rund 
um die Probleme der langen 
Zwischenlagerung von Atommüll 
Stellung. Der Diplomphysiker 
und Ingenieur ist Experte für Si-
cherheit und Strahlenschutz bei 
Atomanlagen, insbesondere für 
die Zwischenlagerung, Konditi-
onierung und Endlagerung von 
radioaktiven Abfällen. Sein Fa-
zit: Eine Endlagerung der hoch 
radioaktiven Abfälle ist nicht in 
Sicht. Die Folge: Aus den ato-
maren Zwi- schenla-
gern wer- den Dauer-
lager. Und das wirft 
vie- le Fragen auf: 

Wie ist es um die 
Zwischenlager für be-

strahlte Brennelemen-
te und wärmeentwickelnde 

Abfälle in der Bundesrepub-
lik bestellt? Welche Probleme 
sind akut, und welche Probleme 
zeichnen sich ab? Wie weit tra-
gen Sicherheitskonzepte, und wo 
gibt es Schwachstellen? Welche 
Szenarien zur Verlängerung oder 
Ausweitung bestehender Geneh-
migungen oder zur Errichtung 
neuer Zwischenlager werden dis-
kutiert? Antworten auf diese Fra-
gen gibt Neumanns Vortrag, der 
als Power-Point-Präsentation von 
der Website der BI heruntergela-
den werden kann. (we)
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Widerstands-Marketing
Salinas bei Budni
Die Idee, das Salz in Gorleben zu 
fördern, statt dort in 800 Meter 
Tiefe hochradioaktive Abfälle zu 
verbuddeln, mündete schon vor 
Jahren in die Gründung einer 
Firma: 
Salinas Salz gibt 
es nun nicht nur in 
Bio-Läden oder im 
BI-Büro, seit Kurzem 
bietet auch die Droge-
riekette Budnikowsky 
in ihren Hamburger Fi-
lialen das Salz an. „Wir 
sind raus aus der Ni-
sche, wir durchdringen 
mit der Forderung nach 
einem sofortigen Atom-
ausstieg und der Aufgabe Gor-
lebens nun auch die Regale von 
großen Läden”, jubelt BI-Sprecher 
Wolfgang Ehmke. „Weiter so! 
Und Glückwunsch an die Marke-
ting-Strategie von Salinas.” (gr)

Gesellschaft
Atommüll-Spielzeug
Eine Modellbaufirma mit Inter-
netshop bietet neuerdings die-
se Rakete an. Dort heißt es: „Cas-
tor ist ein passender Name für 
eine Atommüll-Entsorgungsra-
kete! Schlank und schnell bringt 
die Castor den gefährlichen 
Atommüll weg von der 
Erde und entsorgt ihn 
in der fast unendlich 
heißen Sonne.”  
(gr) 



7

Kurzmeldungen

 

40 Jahre Gorleben
Jahrestag-Aktionswoche
Der wendländische Widerstand 
begeht den 40. Jahrestag der 
Standortbenennung Gorlebens 
am 22. Februar 1977 mit einer 
Aktionswoche. Das genaue Pro-
gramm gibt’s ab Anfang Februar 
auf der Website der BI.

Samstag, 18. Februar
Rückbau statt Rückschau
12 Uhr Sammeln am Plater und 
am Streetzer Kreisel; gemeinsa-
me Fahrt zu den Atomanlagen; 
dort ab 13 Uhr Reden, Musik, Ak-
tionen. Bringt Schubkarren mit! 
Ab 16 Uhr in den Bauernstuben 
in Trebel: Präsentation des Wo-
chenprogramms, Grußworte, of-
fener Klönschnack bei Kaffee und 
Kuchen.

Mittwoch, 22. Februar
Alles vorbei in Gorleben?
Moderierte Podiumsdiskussion 
über die Zukunft des Standorts 
Gorleben. Ort und Zeit folgen.

Samstag, 25. Februar
Ein Bier auf 1004
22 Uhr: Tanznacht im Café Grenz-
bereiche in Platenlaase; Überra-
schungs-DJ. Soli-Eintritt: 5 Euro

Sonntag, 26. Februar
Eselwanderung über den Salzstock
Mit Gerhard Has; von Trebel über 
den Salzstock zum Sonntagsspa-
ziergang. 11 Uhr, Hauptstraße 54, 
Trebel

Sonntag, 26. Februar
Gorleben im Spiegel der Literatur
17 Uhr auf dem Künstlerhof in 
Schreyahn: Axel Kahrs organi-
siert eine Lesung von Andreas 
Maier, Wolfgang Kaven, Ingrid 
Birkholz und anderen. (pm)

Kultur
Lesen ohne Atomstrom
Das Programm für die 7. erneuer-
baren Lesetage in Hamburg na-
mens „Lesen ohne Atomstrom” 
steht: Auch 2017 werden mehr 
als zwei Dutzend renommier-
te Autor/-innen und Künstler/-in-
nen für die Beschleunigung des 
Atomausstiegs auftreten. Vom 20. 
bis zum 22. Februar und vom 10. 
bis zum 13. März können rund 
2000 Zuschauer/-innen wieder 
bei Hamburgs unabhängigem Li-
teraturfestival gratis dabei sein. 

Das Programm wird dieser Tage 
auf www.lesen-ohne-atomstrom.
de vorgestellt. (gr)

Gorleben V
Neujahrsempfang & mehr
Wenn, wie in diesem Jahr, der 
1. Januar auf einen Sonntag fällt, 
dann ist gleich am ersten Tag des 
Jahres volles Programm an den 
Atomanlagen in Gorleben.
Seit vielen, vielen Jahren ist der 
traditionelle Neujahrsempfang an 
den Atomanlagen in Gorleben der 
erste Widerstands-Termin im neu-
en Jahr. In diesem Jahr ging ihm 
der Sonntagsspaziergang voraus.
Um 13 Uhr fanden sich die Men-
schen, wie jeden Sonntag, zu 
einem Spaziergang um das 
Salzbergwerk zusammen. Der Spa-
ziergang organisiert sich aus sich 
selbst heraus, wird durch die Men-
schen, die daran teilnehmen ge-
tragen und drückt seinen Protest 
durch Präsenz, Beobachtung und 
Umrundung des so genannten Er-
kundungsbergwerks aus.
Im Anschlussr versammelten sich 
gut 100 Gorleben-Gegner/-innen 
am ehemaligen Greenpeace-Schiff, 
der Beluga, um gemeinsam auf 
das neue Widerstandsjahr anzu-
stoßen. Bei Sekt, Saft, Selters und 
süßem Gebäck warf der BI-Vor-
stand einen Blick auf die Heraus-
forderungen des Widerstandsjah-
res 2017. (we)

40
Jahre Stand-
ortbenen-
nung Gor-
lebens sind 
kein Grund 
zum Feiern, 
sehr wohl 
aber zum 
Erinnern, 
Mahnen, De-
monstrieren!

Endlagersuche
StandAG jetzt novelliert
Kurz vor Jahresende hat die Bun-
desregierung das Standortaus-
wahlgesetz (StandAG) novelliert. 
Vorausgegangen waren die Bera-
tungen der Endlagerkommission 
und deren Novellierungsvor-
schläge. Bundesumweltministe-
rin Barbara Hendricks (SPD): „Mit 
diesem Gesetzentwurf ziehen 
wir endgültig einen Schlussstrich 
unter die alte Methode Endlager. 
Die politisch willkürliche Festset-
zung eines Standorts war ein his-
torischer Fehler. Mit dem neuen 
Standortauswahlgesetz legen wir 
die Grundlage für eine transpa-
rente und wissenschaftsbasierte 
Suche unter breiter Beteiligung 
der Öffentlichkeit.“
Aus Sicht der Gorleben-Geg-
ner/-innen hat sich im Poker um 
ein Atommüllendlager allerdings 
nicht viel verändert: „Auch wenn 
betont wird, dass Gorleben kein 
Referenzstandort sein soll, so 
wiegen der Erkundungsvor-
sprung und die Aktenlage, die in 
den letzten 40 Jahren geschaffen 
wurde, schwer“, befindet die Bür-
gerinitiative Lüchow-Dannenberg 
(BI). Sie moniert zudem, dass das 
Parlament ihren Vorschlag nicht 
aufgegriffen hat, eine Zahl von 
Mindeststandorten festzulegen, 
die künftig erkundet werden 
sollen. Die BI hatte untertägige 
Erkundungen von jeweils min-
destens zwei Standorten in Salz, 
Ton und Granit gefordert. (gr)

Archäologie
Ausgrabungen auf 1004
Der Archäologe Attila Dézsi von 
der Universität Hamburg will 
das Gelände der „Republik Frei-
es Wendland“ erforschen. Die Un-
tersuchungen gelten der Rekon-
struktion des Camps und der 
Erforschung des vierwöchigen All-
tagslebens der Besetzer. Dazu er-
folgen im Jahr 2017 archäologi-
sche Untersuchungen auf dem 
Gelände. Das zweijährige Pro-
jekt, für das die Universität ein Sti-
pendium gewährt, soll 2018 abge-
schlossen sein. Es beinhaltet unter 
anderem Auswertungen von Bild-, 
Schrift und Tonquellen sowie Aus-
grabungen. In den Prozess werden 
Zeitzeugen aktiv einbezogen. (pm)
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Geschenk an Konzerne I
Brennelementesteuer
Zum Ende des Jahres 2016 ist 
die Steuer auf Brennelemen-
te für Atomkraftwerke ausgelau-
fen. Mit der Mehrheit der Regie-
rungsfraktionen von SPD und 
CDU/CSU hat der Bundestag ei-
nen Antrag von Bündnis 90/Die 
Grünen zur Verlängerung die-
ser Steuer abgelehnt. Campact, 
die Anti-Atom-Organisation .aus-
gestrahlt und das Umweltinsti-
tut München beklagen, dass die 
Bundesregierung den Betreiber-
firmen damit ein Steuergeschenk 
in Milliardenhöhe gemacht hat. 

Die Bundesregierung verpasste 
so erneut die Chance, Eon, RWE 
und EnBW angemessen an den 
Folgekosten der Atomkraft zu be-
teiligen.
Die Steuer wird seit 2011 beim 
Austausch von Brennelementen 
erhoben. Mit dem Wissen, dass 
die Steuer Ende 2016 auslaufen 
soll, haben die Atomkonzerne im 
vergangenen Jahr nur ein Mini-
mum ihrer Brennelemente er-
neuert und den regulären Aus-
tausch außerplanmäßig ins aktu-
elle Jahr geschoben. Dem Bun-
deshaushalt entgingen dadurch 
allein für 2016 Steuern in Höhe 
von rund 750 Millionen Euro.
„Die CDU hat sich in der Koaliti-
on mit der Befristung der Steu-
er durchgesetzt und damit den 
Atomkonzernen den roten Tep-
pich zur Steuervermeidung aus-
gerollt,” kommentiert Katrin 
Beushausen von Campact. „Der 
lange und steinige Weg aus der 

Atomkraft bleibt so Sache der 
Steuerzahler.” Um das zu ver-
meiden, hatten sich auch rund 
300 000 Bürgerinnen und Bür-
ger für den Bestand der Steuer 
ausgesprochen. Kurz vor der Ab-
stimmung nahm Lothar Binding, 
finanzpolitischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion, die Un-
terschriften entgegen. Die SPD 
hatte zuletzt die Bereitschaft ge-
äußert, die Brennelementesteu-
er zu verlängern. Schlussendlich 
beugte sie sich aber der Koaliti-
onsdisziplin.
„Bis 2022 werden die Energie-
konzerne durch den Wegfall der 

Brennelementesteuer knapp 
sechs Milliarden Euro sparen”” 
erklärt Franziska Buch, Ener-
giereferentin am Umweltinsti-
tut München. „Das entspricht in 
etwa dem sogenannten Risiko-
aufschlag, durch dessen Zahlung 
sie sich aus der Verantwortung 
für die Kostenrisiken der Atom-
müll-Lagerung freikaufen kön-
nen. Letztlich nimmt der Staat 
den AKW-Betreibern die Haftung 
für ihren Müll also ohne jegliche 
finanzielle Gegenleistung ab.”
„Die Milliarden-Geschenke, die 
der Bundestag den AKW-Betrei-
bern heute macht, haben nicht 
nur finanzpolitische Auswirkun-
gen”, so Jochen Stay, Sprecher 
von .ausgestrahlt. „Niemand 
muss sich bei solchen Entschei-
dungen wundern, wenn die Po-
litikverdrossenheit und das Un-
verständnis für staatliches Han-
deln in der Bevölkerung weiter 
wächst.” (pm)

Belgische AKW
Abkommen, aber ...
Bundesumweltministerin Bar-
bara Hendricks (SPD) hat kurz 
vor Weihnachten mit dem belgi-
schen Innenminister Jan Jambon 
ein deutsch-belgisches Nuklea-
rabkommen unterzeichnen. Da-
durch wurde eine gemeinsame 
Kommission gegründet, um sich 
gegenseitig zu informieren und 
Atomkraftwerke im jeweils ande-
ren Land aufzusuchen. „Das un-
terstreicht die hohe Bedeutung, 
die Deutschland und Belgien 
dem Thema nukleare Sicherheit 
beimessen“, so die Ministerin. 
Kern des Abkommens ist die Bil-
dung einer gemeinsamen Exper-
tenkommission und ein regelmä-
ßiger Informationsaustausch zu 
Fragen der nuklearen Sicherheit.
Anlass für das Abkommen war 
insbesondere die Wiederinbe-
triebnahme der belgischen Reak-
toren Doel 3 und Tihange 2 Ende 
2015. Dies hatte vor allem in der 
grenznahen Region, aber auch 
darüber hinaus für Unruhe ge-
sorgt.
Hendricks: „Das Nuklearabkom-
men ist ein großer Erfolg, auch 
wenn es sicher nicht alle Wün-
sche und Erwartungen der grenz-
nahen Gemeinden erfüllen kann. 
Das Abkommen ist keine Verein-
barung über die Stilllegung von 
Atomkraftwerken in Belgien. Es 
greift auch nicht in die nationalen 
Zuständigkeiten der Atomauf-
sicht ein. Aber: Das Abkommen 
bildet eine verlässliche Grundla-
ge für eine offene und kritische 
Diskussion zwischen Deutsch-
land und Belgien über zentrale 
Fragen der nuklearen Sicherheit.
Unsere bilaterale Zusammenar-
beit hat eine neue – rechtlich bin-
dende – Qualität.“
Unterdessen lässt Belgien die 
beiden maroden Atomreaktoren 
Tihange 2 und Doel 3 nahe der 
deutschen Grenze weiter laufen.
Trotz tausender feiner Risse in 
den Reaktordruckbehältern soll 
der belgische Atommeiler Tihan-
ge 2 ungehindert bis zum Jahr 
2023 weiterlaufen dürfen. Ge-
plantes Abschaltdatum für Doel 3 
ist das Jahr 2022. Aus der Brenn-
elementefabrik in Lingen kom-
men regelmäßig Brennelemente 
für den Atomreaktor Doel 3. (pm)
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Seit Jahresbeginn  
müssen AKW-

Betreiber keine 
Brennelemente-

steuer mehr zah-
len. Sie fiel bisher 
regelmäßig beim 

Tausch der Brenn-
elemente an.
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Entfall 
der Brenn-
elemente-
steuer, 
Entlassung 
aus der 
Verantwor-
tung für die 
Atommüll-
lagerung, 
Verbleib der 
Rückstel-
lungen für 
den AKW-
Abbruch: Die 
Konzerne 
sind zum 
Jahres-
wechsel reich 
beschenkt 
worden...

Geschenk an Konzerne II
Kosten für Müll & Rückbau
Der Bundestag hat Mitte Dezem-
ber den Pakt zur Atomentsorgung 
beschlossen. Demnach über-
nimmt der Staat die Verantwor-
tung für Zwischen- und Endlage-
rung des Atommülls. Dem Ge-
setz zufolge verbleibt die finanzi-
elle Verantwortung für den AKW-
Rückbau samt den zugehörigen 
Rückstellungen bei den Ener-
giekonzernen. Die bisher für die 
langfristige Atommülllagerung 
gebildeten Rückstellungen in Hö-
he von 17 Milliarden Euro hinge-
gen werden in einen öffentlich-
rechtlichen Fonds überwiesen. 
Gegen die zusätzliche Zahlung ei-
nes Risikoaufschlags in Höhe von 
sechs Milliarden Euro werden die 
AKW-Betreiber aus der Haftung 
für die zu erwartenden zukünfti-
gen Kostensteigerungen in die-
sem Bereich entlassen.
„Es ist zwar zu begrüßen, dass 
die Rückstellungen für die Atom-
mülllagerung in einem öffent-
lich-rechtlichen Fonds gesichert 
werden sollen“, so Jochen Stay, 
Sprecher von .ausgestrahlt. „Völ-
lig unverständlich ist aber, war-
um das gleiche nicht für die Rück-
stellungen in Höhe von 21 Mil-
liarden Euro für den AKW-Rück-
bau gilt. Geht eines der Unter-
nehmen pleite, so sind die Gelder 
für den Abriss der Reaktoren ver-
loren und müssen noch zusätz-
lich vom Staat aufgebracht wer-
den. Am Ende können so weite-
re Milliardenzahlungen auf die 
Allgemeinheit zukommen.“ Der 
Sprecher der Bürgerinitiative Lü-
chow-Dannenberg, Wolfgang Eh-
mke, verweist auf Medienberich-
te. So sei in der Süddeutschen 
Zeitung Klartext gesprochen wor-
den: „Denn die nötige Vorsor-
ge war immer auch im Strom-
preis enthalten, sie war sogar ein 
Geschäft. Die so angesammel-
ten Milliarden waren ein zinsfrei-
es Darlehen, mit dem die Konzer-
ne munter investieren konnten; 
zu allem Überfluss konnten sie 
die Rückstellungen von der Steu-
er absetzen. So profitierten die 
Unternehmen von einer Leistung, 
die sie nie erbracht haben. Jetzt 
aber, wo sie fällig wird, dürfen 
sie den ganzen Müll an den Staat 
abwälzen.” (pm, gr)

Zwischenlager Gorleben
Übergabe an den Staat
Der Gesetzentwurf der „Kommissi-
on zur Überprüfung der Finanzie-
rung des Kernenergieausstiegs“ 
(KFK) enthält umfassende Neure-
gelungen zur Verantwortung für 
radioaktive Abfälle:
Bisher wäre das Eigentum am 
Atommüll mit der Abgabe an 
jeweils geeignete, vom Staat zur 
Verfügung zu stellende Endlager 
vom Abfallverursacher an den 
Staat übergegangen. Da bislang 
kein Endlager verfügbar ist, muss-
ten sie ihre Abfälle in geeigneten 
Zwischenlagern aufbewahren. 
Künftig soll der Staat Betrieb und 
Eigentum der Zwischenlager über-
nehmen. Das Eigentum an den 
schwach- und mittelradioaktiven 
Abfällen soll von den Abfallverur-
sachern bei Anlieferung in fach-
gerechter Verpackung an ein vom 
Staat betriebenes Zwischenlager 
an den Staat übergehen.
Da aufgrund der neugestarteten 
Endlagersuche für hochradioaktive 
Abfälle noch keinerlei Vorgaben für 
eine endlagergerechte Verpackung 
der Abfälle existieren, soll das 
Eigentum an diesen Abfällen von 
den Abfallverursachern bei Anliefe-
rung in den Annahmebedingungen 
des jeweiligen Zwischenlagers 
entsprechenden Transport- und 
Lagerbehältern an den Staat über-
gehen.

Zur Klärung offener Fragen bezüg-
lich des Zwischenlagerstandorts 
im Wendland hat BI-Sprecher Wolf-
gang Ehmke mit Dr. Klaus-Jürgen 
Brammer von der Gesellschaft für 
Nuklear-Service (GNS) in Essen 
gesprochen:

» Verbleibt bei der Neuordnung 
der Verantwortlichkeiten für die 
nukleare Entsorgung die Konditio-
nierung der Abfälle bei der GNS? 

Dr. Brammer: Verantwortlich für 
die Konditionierung der schwach- 
und mittelradioaktiven Abfälle 
sind weiterhin die Kernkraft-
werksbetreiber. Sie können wie 
bisher beispielsweise die GNS mit 
Behandlungsmaßnahmen beauf-
tragen. Aber auch dann bleiben 
die Abfälle bis zur Abgabe an den 
Staat (zwecks Einlagerung in ein 
staatliches Endlager, Anm. d. Red.) 

Eigentum und „in Verantwortung“ 
des jeweiligen Verursachers. Eine 
künftige endlagergerechte Konditi-
onierung und Verpackung hoch-
radioaktiver Abfälle liegt in der 
Verantwortung des Staates.

» Bleibt die GNS verantwortlich 
für die Pilotkonditionierungsanla-
ge (PKA) und wird diese auch künf-
tig nur für die Reparatur defekter 
Behälter genutzt, sollte ein solcher 
Fall einmal eintreten? 

Dr. Brammer: Sowohl der ur-
sprüngliche Zweck der PKA 
(Erprobung der endlagergerechten 
Konditionierung von Brennele-
menten), als auch ihre heutige 
Funktion (Reparaturzelle für bela-
dene Großbehälter) fallen künftig 
in die Verantwortung des Staates. 

» Stimmt es, dass Sie den Bau 
der Qualifizierungshalle aufgeben, 
oder überlassen Sie das Ihrem 
rechtlichen Nachfolger?

Dr. Brammer: Eigentum und Betrieb 
der Anlagen der GNS in Ahaus und 
Gorleben sollen jeweils vollstän-
dig an den Staat übergehen. Vor 
diesem Hintergrund plant die GNS, 
in dem Zeitraum bis zur Übergabe 
des Zwischenlagers an den Staat 
keine Anlage zur endlagergerechten 
Qualifizierung von Abfallgebinden in 
Gorleben zu errichten.

» Medienberichten zufolge wollen 
Sie bis zur Übergabe die Einhau-
sung des Transportbehälterlagers 
Gorleben (TBL-G) abgeschlossen 
haben. Warum passiert nichts? 

Dr. Brammer: Bis zur Abgabe 
unserer Zwischenlagerstandorte 
werden wir selbstverständlich alle 
vorgeschriebenen und erforder-
lichen Maßnahmen durchführen, 
um auch weiterhin einen ord-
nungsgemäßen und sicheren 
Lagerbetrieb zu gewährleisten. 
Für die konkret von Ihnen an-
gesprochene Errichtung einer 
Schutzwand rund um das Trans-
portbehälterlager Gorleben steht 
derzeit noch die von uns bei BfS/
BfE beantragte atomrechtliche 
Genehmigung aus. Sobald diese 
erteilt wird, werden wir mit der 
Umsetzung des Bauvorhabens 
beginnen. (gr, we)

Dr. Klaus-Jürgen 
Brammer (Foto) 
von der GNS 
wurde von 
BI-Sprecher Wolf-
gang Ehmke zum 
Übergang der 
Einrichtungen des 
Zwischenlagers in 
Gorleben an den 
Staat befragt.
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» Könntest du aus deiner Erin-
nerung erzählen, wie das damals 
mit der Anti-Atomkraft-Bewe-
gung hier im Wendland angefan-
gen hat? 

Horst Wiese: Im Jahr 1977 gab 
es zwar die Standortbenennung, 
aber es war schon vorher klar, 
dass der Staat einen Standort für 
die Lagerung der radioaktiven 
Abfälle gesucht hat. Allerdings 
haben wir nicht geglaubt, dafür in 
Frage zu kommen, weil das Risiko 
hier so nahe der Grenze zur DDR 
doch ziemlich hoch war. Wir ha-
ben jedoch falsch gelegen. Denn 
die wollten die radioaktiven Ab-
fälle möglichst weit weg von den 
Ballungsgebieten in weniger dicht 
bevölkerten Regionen loswer-
den und hatten daher den Salz-
stock zur Endlagerung vorrangig 
ins Auge gefasst, zumal er viel 
Platz bietet. Überhaupt wurden 
die Untersuchungen schon zehn 
Jahre vor der Standortbenen-
nung vorgenommen, wovon wir 
aber nichts geahnt haben. Dazu 
sind sie mit elektro-tektonischen 
Messgeräten quer durch die 
Landschaft gezogen und haben 
dabei den Salzstock vermessen. 
Als dann die Standortbenennung 
kam, fielen wir natürlich aus al-
len Wolken. Das war noch unter 

der Regierung Albrecht. Wir ha-
ben daraufhin eine Eigentümer-
gesellschaft in Gartow gegrün-
det, um uns zunächst zu infor-
mieren und notfalls Gegenmaß-
nahmen zu ergreifen. In der Fol-
ge sind einige Dinge vorgefallen. 
So hat man uns unter Druck ge-
setzt, unsere Grundstücke bis zu 
einem bestimmten Termin zu ver-
kaufen. Es hieß, bis dahin wür-
den wir pro Quadratmeter noch 
die volle Summe von 3,50 bis 4 
Mark bekommen, danach erheb-
lich weniger, nämlich nur noch ei-
ne Mark pro Quadratmeter. Das 
war schon ein ziemlicher Unter-
schied. Aus Unsicherheit darüber, 
ob wir als Gemeinschaft über-
haupt die Handhabe hätten, uns 
dagegen aufzulehnen, fielen die 
ersten auch schon ab. 
Mit der Zeit scherten noch weite-
re aus, als sie erkannten, dass sie 
für die Waldflächen hier gewalti-
ge Geldmengen kriegen und da-
mit andernorts, wie zum Beispiel 
in Schleswig-Holstein, bessere 
Flächen kaufen könnten. Selbst 
Graf Bernstorff hätte seinerzeit 
noch die Möglichkeit gehabt, für 
den Preis, den man ihm hier bot, 
ein größeres Gut in Amerika zu 
erwerben. Aber auch andere lie-
ßen sich von den Geldangebo-
ten nicht beeindrucken, denn wir 

sagten uns: Erstens kaufen sie 
das Land hier viel zu billig; in den 
Ballungs- und Industriegebieten 
wurde pro Quadratmeter zwölf 
und fünfzehn Mark gezahlt; an-
gesichts des Umstands, dass dies 
die gefährlichste Industrie auf der 
Welt ist, sollte man keine Angst 
haben, 20 Mark pro Quadratme-
ter zu fordern. Und zweitens gab 
es einige, zu denen ich auch ge-
hörte, die dieses weiträumige 
Land als ihre Heimat ansahen und 
den Wald, die Umgebung und die 

Als 
1977 die 
Standort-
benennung 
kam, fielen 
wir aus al-
len Wolken

40 Jahre Horst Wiese, Jahrgang 1935, ist einer der Veteranen des bäuerlichen Widerstands im Wendland. Der Landwirt und 
Gastwirt hat vor 56 Jahren in Gedelitz, heute eineinhalb Kilometer Luftlinie von dem Gorlebener Atommüllzwischenlager und 
der Endlagererkundungsstätte entfernt, von seinen Eltern eine Gastwirtschaft übernommen. Kurz vor dem Ortsausgangsschild 
gelegen, ist sie dank Horst Wiese und seiner Frau Marie-Louise allen Atomkraftgegnern wohlbekannt. Hier startete nach mona-
telanger Vorbereitung 1979 der legendäre Treck von mehr als hundert Traktoren nach Hannover, das angrenzende Gelände bot 
Zeltlagern Platz, auf dem Hof wurden alternative Verfahren der Strom- und Wärmeerzeugung entwickelt, die Gaststätte war 
Ausgangs- und Endpunkt zahlreicher Demonstrationen und Aktionen. Ein Gespräch der Schattenblick-Redaktion

Erbgut Widerstand
Ein persönlicher Streifzug durch 40 Jahre Gorleben-Geschichte
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Interview

Nähe zur Elbe liebten. Wir hingen 
an unserer Heimat, und das Geld 
war uns daher gleichgültig. Hinzu 
kam, dass von dem Verkaufspreis 
ja noch die Grunderwerbssteuer 
oder schlechthin Steuern abgin-
gen. Man hatte uns zwar verspro-
chen, dass wir für das Geld kei-
ne Steuern zahlen sollten, aber 
da hatten wir nur mit dem Kopf 
geschüttelt und uns gesagt, dar-
auf wird sich der Fiskus niemals 
einlassen. 
Im Laufe der Zeit bildeten sich 
Fronten zwischen denen, die die 
Heimat wertschätzten und blei-
ben wollten, und jenen, die viel-
leicht ohnehin über ihre Verhält-
nisse gelebt und Belastungen 
auf ihren Grundstücken hatten. 
Sie sahen im Verkauf eine Mög-
lichkeit, gut aus dieser Sache he-

Die erste große 
Demo nach der 
Standortbenen-
nung fand im 
Frühjahr 1977
auf der Wald-
brandfläche zwi-
schen Gorleben 
und Gedelitz
statt.
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rauszukommen. Ich selbst ha-
be das nie so verbittert gesehen, 
auch der Graf nicht, aber er soll 
Androhungen bekommen haben. 
Ich weiß nicht, was da im Einzel-
nen vorgefallen ist. Vor allen Din-
gen hat die Gräfin gesagt: „Wenn 
du das Land verkaufst, lasse ich 
mich scheiden.“ Sie hat ganz kon-
sequent Stellung bezogen. Wir 
anderen ja auch. 
Dieses viele Geld hat ganze Fa-
milien gespalten. Der Vater woll-
te nicht verkaufen, aber der Sohn 
schon. Bei mir war das nicht so. 
Mit denen, die wie ich dachten, 
hatten wir im Nachhinein ein 
recht enges und freundschaftli-
ches Verhältnis, was vorher gar 
nicht so ausgeprägt war. Jeden-
falls sind auf diesem Wege wirk-
liche Freundschaften entstanden. 

» Auf der einen Seite gab es eure 
Bäuerliche Notgemeinschaft, wie 
sie später hieß, und auf der an-
deren Seite die Atomkraftgegner, 
die von außen zugezogen waren 
oder nur zeitweise hier lebten. 
Wie war die Beziehung unterein-
ander? 

Horst Wiese: Die Bäuerliche Not-
gemeinschaft ist aus der großen 
Demo entstanden, die von Gede-
litz nach Hannover gezogen ist. 
Um überhaupt einen Ansprech-
partner zu haben oder eine Tele-
fonkette aufstellen zu können für 
Demonstrationen, die hier heim-
lich abliefen, wurde die Bäuer-
liche Notgemeinschaft gebildet. 
Sie schuf eine Verbindung im ge-
samten Kreis. So ähnlich lief das 
auch bei der Bürgerinitiative (BI) 
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ab, die ebenfalls Telefonketten 
unterhielt, aber anfangs einen 
schlechteren Ruf hatte. Dass man 
uns nicht mit irgendwelchen Leu-
ten in einen Topf schmeißen und 
sagen konnte, das sind alles lang-
haarige Spinner, trug zur Grün-
dung der Bäuerlichen Notge-
meinschaft mit bei. Für die Leu-
te aus der BI waren wir vor al-
lem die Treckerhelden, die mit ih-
ren Traktoren zu Demos fuhren. 
Dabei kam es zu ziemlich harten 
Auseinandersetzungen mit der 
Polizei. Weil deren Aufgebot nicht 
reichte, wurde der Bundesgrenz-
schutz hinzugezogen, zumal es 
sich hier um einen grenznahen 
Bereich handelte, und die gingen 
nicht gerade zimperlich vor. So ist 
es manchmal zu wüsten Schlä-
gereien gekommen. Auf jeden 
Fall haben sie nicht bloß zuge-
guckt, wenn wir eine Demo mach-
ten oder eine Straße blockierten. 
Wenn ein Castorbehälter kam, 
sind wir mit den Schleppern auf 
die Straße gefahren, haben sie 
dort stehenlassen und sind dann 
abgehauen. Daraufhin sind die 
Polizei und der BGS mit einem 
Hubschrauber gekommen und 
haben sämtlichen Schleppern die 
Reifen kaputtgestochen. Solche 
Sachen, die sehr an die Substanz 
gingen, sind schon passiert. Da-
her war es alles andere als leicht, 
den Widerstand hier aufrechtzu-
erhalten, zumal man immer wie-
der versucht hat, die Leute, die 
sich gegen Gorleben stemmten, 
zu kriminalisieren. Wenn ich oben 
auf dem Berg gepflügt habe, fuh-
ren ständig Polizisten vorbei. Die 
Polizei selbst hat das immer von 
sich gewiesen und gesagt, das 
seien private Schutzmannschaf-
ten gewesen, die versucht haben, 
uns etwas unterzuschieben. 

» Wie kamen die Polizisten, die 

normalerweise hier ihren Dienst 
versahen und die man aus dem 
Alltag kannte, mit der Situation 
zurecht? 

Horst Wiese: Die hiesigen Polizis-
ten konnte man zum Schluss gar 
nicht mehr einsetzen, eben weil 
sie uns kannten und dies hier ihre 
Heimat war. Sie wollten uns nicht 
in den Rücken fallen. Deshalb ha-
ben sie von weither Polizei heran-
holen müssen, die dann hier da-
zwischengeschlagen hat. 
Trotz alledem sind auch Freund-
schaften entstanden. Bei irgend-
einer Demo sollten sie mal richtig 
hart durchgreifen. Dabei kam ein 
Polizist aus Nordrhein-Westfa-
len oder Baden mit vorgehaltener 
Waffe auf mich zu. Zwischen uns 
entwickelte sich ein Gespräch, 
und schließlich sagte er zu mir: 
„Wenn so etwas bei uns laufen 
sollte, würden wir uns genauso 
wehren.“ Mehr durfte er nicht sa-
gen, aber nachher hat er seine El-
tern hierher zum Urlaub geschickt 
und gesagt, hier wohnten anstän-
dige Leute, denen man vertrauen 
könne. Solche Bekanntschaften 
und Freundschaften hat es auch 
gegeben. Deshalb wäre dieser 
Standort auf Dauer nicht zu hal-
ten gewesen. 
Nun war ja geplant, hier das 
größte nukleare Entsorgungszen-
trum Europas zu bauen, mit Wie-
deraufbereitungsanlage und al-
lem Drum und Dran. Erst durch 
unseren Kampf und die Einsicht 
von Ministerpräsident Ernst Alb-
recht, der sich die Auseinander-
setzungen hier vor Ort angesehen 
und gesagt hat, gegen den Wider-
stand der Bevölkerung lasse er 
nichts bauen, konnte das verhin-
dert werden. Das hat er durchaus 
wörtlich gemeint und den Bau 
der Wiederaufarbeitungsanlage 
schließlich zurückgezogen. Aber 

weil die Pläne schon weit fort-
geschritten waren, konnten sie 
nicht anders, als das Zwischen-
lager bauen zu lassen. Dennoch 
haben wir um jeden Baum ge-
kämpft. Leute sind in die Bäume 
geklettert und haben Nägel in den 
Stamm geschlagen, damit man 
sie nicht absägen konnte. Beglei-
tet wurde das mit großen Polizei-
einsätzen. Zu der Zeit ging die Po-
lizei noch vergleichsweise human 
vor. Gegen heftigen Widerstand 
wurden die Bäume schließlich 
gerodet, worauf der Aufbau des 
Zwischenlagers begann. 
Als nachher das Endlagersuchge-
setz verabschiedet wurde, began-
nen die Untersuchungen im Salz-
stock auf seine Endlagertauglich-
keit, was wieder unter massivem 
Widerstand geschah. Aber letzt-
endlich konnte man nur wenig da-
gegen sagen. Schließlich haben 
wir alle Strom mit verbraucht, 
das muss man ehrlicherweise 
zugeben. Als die Sache mit dem 
Atomstrom begann, hatte keiner 
darüber nachgedacht, was hin-
terher mit den Abfällen gesche-
hen sollte. Schließlich wurde die 
Gefährdung durch den Atommüll 
bekannt. Wir Bauern konnten das 
nicht wissen und wurden erst von 
Wissenschaftlern und Professo-
ren aufgeklärt, die uns die nöti-
gen Informationen gegeben ha-
ben. Dadurch sind wir wach ge-
worden und haben uns dann mit 
Händen und Füßen gewehrt. 
Nachher hat die Bundesregie-
rung eingeräumt, dass die BI Lü-
chow-Dannenberg ein Bundes-
verdienstkreuz verdient hätte, 
weil sie uns vor der größten Fehl-
investition in der Geschichte der 
Bundesrepublik mit dem Bau der 
gewaltigen Wiederaufarbeitungs-
anlage bewahrt hat. Um den Wi-
derstand zu schwächen, wurden 
wir als Bauern und als Bäuerli-

Wir
Bauern 
wurden erst 
von Wissen-
schaftlern 
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soren über 
die Gefah-
ren der 
Atomkraft 
aufgeklärt
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che Notgemeinschaft nach Frank-
reich, Karlsruhe und Jülich her-
umgefahren. Überall hat man uns 
einzureden versucht, wie sauber 
und sicher sie arbeiten. Viel gra-
vierender war jedoch, dass sie 
das Plutonium hinterher nochmal 
verbrennen und so in den Nutz-
kreislauf einbeziehen wollten. Zu 
diesem Zweck sollte der Schnelle 
Brüter in Kalkar gebaut werden. 
Was für aberwitzige Geschichten 
wurden uns in Karlsruhe aufge-
tischt: Wenn der Schnelle Brüter 
gebaut würde, wäre das Plutoni-
um weg und der radioaktive Ab-
fall kein Thema mehr. 
Das ließ mir keine Ruhe, und so 
erwiderte ich darauf: Hören Sie 
mal, so etwas gibt es gar nicht, 
dass etwas total von der Erde ver-
schwindet. Es bleibt immer etwas 
zurück. Wenn ich Holz verbrenne, 
bleibt Asche über, und wenn ich 
die Asche ins Wasser werfe, ist 
sie noch immer da. Was bleibt al-
so über, wenn ihr das Plutonium 
nochmal verbrennt? Darauf ka-
men drei oder vier Leute auf mich 
zu und wollten mir meine Zwei-
fel kleinreden. Ich ließ mich aber 
von ihnen nicht beeinflussen und 
habe mit Nachdruck nachgefragt.
Aber man gab uns keine Antwort. 
Die mussten wir uns dann hinter-
her selbst von anderer Seite be-
sorgen. 
Wenn Plutonium nochmal ver-
brannt wird, geht es in den gas-
förmigen Zustand über und ge-
langt so in die Atmosphäre. In 
der Stratosphäre schwirren Edel-
gase herum, und wenn das Ame-
ricium hinzukommt, entsteht eine 
Verbindung, die den sauren Re-
gen auslöst. Eine Forstfachhoch-
schule in Holzminden hat festge-
stellt, dass der saure Regen das 
deutsche Mittelgebirge in einem 
Streifen bis in die Tschechei an-
gegriffen hat. Erst hatte man die 
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Autoabgase dafür verantwortlich 
gemacht, aber wenn das stim-
men würde, dürfte an keiner Au-
tobahn mehr ein gesunder Baum 
stehen. In Holzminden erklärte 
man uns, dass durch Abgase aus 
dem Forschungszentrum in Karls-
ruhe, wo radioaktive Experimen-
te gemacht werden, saurer Regen 
entsteht, der dann über die Land-
schaft hinweggeht. Das waren al-
les ausreichende Gründe und Ar-
gumente, die unseren Verdacht 
bestätigt haben. Hinterher kam 
die Katastrophe in Tschernobyl, 
aber schon vorher gab es eine 
Beinahe-Kernschmelze auf Three 
Mile Island, und zuletzt geschah 
der verheerende Reaktorunfall in 
Japan. All diese Katastrophen zei-
gen uns, dass wir in unserer Ar-
gumentation auf alle Fälle richtig-
gelegen haben. Es ist nur schade, 
dass es so weit kommen musste. 

» Du bist bei deinem Widerstand 
gegen die Atomindustrie viele Ri-
siken eingegangen. Hast du in ir-
gendeiner Form Unterstützung 
und Anerkennung dafür in dei-
nem Umfeld gefunden? 

Horst Wiese: Im Laufe der 
Zeit wurden zwar immer mehr 
Schweinereien aufgedeckt, aber 
inzwischen haben sich die Wo-
gen sehr geglättet. Man kriegt 
kaum noch etwas zu hören. Kei-
ner kommt und sagt, ihr habt 
recht gehabt, wir haben falsch 
gelegen. Man akzeptiert uns, und 
im Stillen sehen es jetzt alle ein. 
Aber es ist traurig, dass die Ato-
mindustrie in unserem eigent-
lich schönen Deutschland so viel 
Macht hat. Man erwartet von uns, 
dass wir mit dem Atommüll um-
zugehen lernen. Leider haben wir 
keine Lösung anzubieten, die ide-
al wäre. Ein gegen uns gerichte-
ter Vorwurf lautete denn auch, 

dass die Franzosen und Englän-
der, weil in ihren Ländern eine 
größere Akzeptanz für den Atom-
strom seitens der Bevölkerung 
vorläge, das große Geschäft ma-
chen würden. Auf der Linie sol-
cher Argumentationen sollte un-
ser Widerstand kaputtgemacht 
werden. Uns bedrückt, dass der 
Widerstand in unserem Nachbar-
land Frankreich so brutal nieder-
geknüppelt worden ist. Im Ver-
gleich dazu war alles, was wir hier 
erlebt haben, eher harmlos. Wir 
hatten einmal eine Gruppe aus 
Frankreich hier bei uns zu Gast. 
Gleich am zweiten Tag haben sie 
sich mit der Polizei eine Schläge-
rei geliefert, so dass wir heilfroh 
waren, als sie wieder nach Hause 
gefahren sind. 

» Am 3. Mai 1980 wurde die Re-
publik Freies Wendland ausgeru-
fen, die allerdings nur für einen 
Monat bestand. Sie hatte sich un-
ter anderem das Ziel gesetzt, al-
ternative Lebensformen zu prakti-
zieren. Wie hast du diese Zeit per-
sönlich erlebt? 

Horst Wiese: Zu der Zeit hatte ich 
Studenten von der Universität in 
einem großen Zeltlager auf mei-
nem Hof. Einer von ihnen stellte 
die kritische Frage: Ihr seid gegen 
Atom, aber wie stellt ihr euch die 
Stromversorgung vor? Ich erwi-
derte: Dann müssen wir eben in 
eine andere Richtung gehen. Da-
raufhin haben wir auf dem Hof 
eine kleine Windkraftanlage ge-
baut. Erstaunlicherweise waren 
wir damit so erfolgreich, dass 
die großen Windkraftanlagen 
von heute nach diesem System 
konstruiert werden. Auch Was-
ser mussten wir selbst warm ma-
chen. Also haben wir die Ställe 
ausgemistet und den Mist auf ei-
nen Haufen gefahren, eine Plas-
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tikfolie darüber gelegt und das 
Ganze mit Kraut abgedeckt. Dar-
aufhin haben wir im Kreis einen 
PE-Schlauch reingelegt und ihn 
dann an die Duschen angeschlos-
sen. Als der Misthaufen zu gären 
anfing, konnten wir das Wasser 
auf diese Weise aufwärmen. Im 
Misthaufen findet im Grunde ei-
ne leichte Verbrennung statt. Mist 
verbrennt organisch. Der Mist-
haufen versorgte uns für vier 
bis fünf Wochen mit Warmwas-
ser. Länger war auch nicht nö-
tig, weil die Studenten dann wie-
der zurück mussten. Aber in die-
ser Zeit hatten wir heißes Wasser 
und alle konnten duschen und ab-
waschen. Schläuche in den Sand 
auszulegen und das Wasser über 
den Sonnenschein zu erhitzen, 
war nicht ergiebig genug, da die 
Sonne nachts nicht scheint, aber 
der Misthaufen lieferte kontinu-
ierlich Verbrennungswärme. Mit 
der Solaranlage kamen wir je-
doch an eine Grenze, weil wir 
die Solarzellen nicht selbst bau-

en konnten. Dennoch haben wir 
die Idee ein bisschen angescho-
ben und dafür gesorgt, dass die 
Industrie diese Anlagen schließ-
lich gebaut hat. 
Wir haben viele Experimente un-
ternommen, darunter auch ei-
nes mit einer kleinen Biogasanla-
ge. Seinerzeit wurde Biogas nicht 
sonderlich gefördert. Viel Geld 
haben wir daher nicht bekom-
men, aber zumindest Zuspruch. 
Als wir die Modellanlage fertig-
gestellt hatten, kam Forschungs-
minister Volker Hauff auf den Hof. 
Wir führten ein sehr gutes Ge-
spräch. Er wollte etwas in die We-
ge leiten und hat uns auch einen 
Zuschuss versprochen, aber als 
er nach Bonn zurückkehrte, war 
man dort nicht sonderlich glück-
lich über seine Pläne. Vier Wo-
chen später musste er gehen. Al-
lerdings wurden die Zusagen, die 
er uns gemacht hatte, eingehal-
ten, aber in der Sache ist nichts 
weiter unternommen worden. In 
dem Moment war uns erst richtig 

Sitzung der so 
genannten Endla-
gerkommission in 
Berlin

klargeworden, wie groß der Ein-
fluss der Industrie auf die Regie-
rung ist und mit welchem Geg-
ner wir es zu tun haben. Die al-
ternative Landwirtschaft war die 
Grundlage unseres Widerstands, 
und dazu mussten wir eine ver-
nünftige Energieversorgung, ei-
ne vernünftige Düngung auf den 
Feldern und dann eine vernünf-
tige Lebensform und Ernährung 
auf die Beine stellen. Es wurde in 
dieser Form auch entwickelt. Mir 
persönlich war eine vernünftige 
Grundlage immer wichtig, weil 
wir dann nicht so schnell zu Kreu-
ze kriechen oder unsere Meinung 
ändern brauchten. Die Studen-
ten kamen für das Zeltlager alle 
Jahre wieder. Es war schon eine 
schöne Zeit. 

» Das hört sich so an, als sei der 
Widerstand im Wendland, an 
dem viele engagierte Leute betei-
ligt waren, nur noch Geschichte. 

Horst Wiese: Ja, das ist das alte 
Lied: Not macht erfinderisch und 
schweißt zusammen, aber wenn 
die Not nachlässt, lassen auch 
solche Verbindungen nach. Wenn 
wir Alten uns hin und wieder tref-
fen, haben wir immer guten Ge-
sprächsstoff. Aber ansonsten bin 
ich gar nicht traurig, dass der Wi-
derstand nicht mehr so notwen-
dig ist. Wir wissen jetzt, dass der 
Salzstock ausgebaut worden ist, 
und haben erfahren, dass es in 
der Asse schiefgelaufen ist. Uns 
betrübt, dass sie den Salzstock 
Gorleben trotzdem nicht aufgege-
ben haben. Das ist ärgerlich. Wir 
wissen alle, dass hochradioakti-
ve Materialien im Salzstock nicht 
eingelagert werden können. Ob 
er für dioxinhaltige Endproduk-
te taugt, ist ebenso fraglich, denn 
wenn sich Dioxin auflöst, kann es 
ins Grundwasser geraten. Salz ist 

Während der 
gut 30-tägigen 
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Bohrstelle 1004 
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Oben und rechts: 
Abfahrt des 
Trecker-Trecks 
im Wendland zur 
Demo in Hannover 
Ende März 1979

mit unseren Treckern hingefahren 
und haben die in Lüchow einge-
kreist, damit sie nicht an die Ar-
beit gehen konnten. Von den 50 
Eigentümern der Schlepper wur-
den sieben angeklagt und verur-
teilt. Die BI hat uns dann vorbe-
haltlos mit Geld unter die Arme 
gegriffen. 
Als sie hier den Salzstock weiter 
ausbauen wollten, habe ich ver-
sucht, ein Grundstück auf dem 
Gorlebener Moor zu erwerben. 
Das Moor liegt mitten auf dem 
Salzstock. Auf der einen Seite 
sind die Ländereien des Grafen 
und auf der anderen die Gorlebe-
ner Flächen. Früher hatte ich ein-
mal einen Großteil des Moors ge-
pachtet und bewirtschaftet. Wir 
sagten uns, wenn wir einen Teil 
der Fläche kaufen, können sie 

aggressiv. Metallbehälter kann 
man daher nicht nehmen. Jetzt 
führen sie Experimente mit Be-
ton durch. Auf ewig hält das alles 
nicht. Man hat nicht aufgehört, 
Abfälle dieser Art zu erzeugen. Es 
entsteht sogar immer mehr hoch-
giftiger Abfall. Man hofft darauf, 
dass man den Abfall vielleicht 
in 30, 40 Jahren noch verwerten 
könnte, was heute jedoch nicht 
der Fall ist. Das Atomgeschäft flo-
riert, aber die Gefahr ist zu groß, 
dass ein Meiler irgendwann ein-
mal auseinanderfliegt. Man hat 
uns früher gesagt, in 1000 Jahren 
könnte so etwas vielleicht einmal 
passieren. Aber die Unfälle ha-
ben sich schon in den ersten Jah-
ren der Atomverstromung ereig-
net. Es zeigt sich eben, dass das 
alles Fehldiagnosen waren. Die 

ganze Geschichte basiert auf Lü-
gen, Verdummung und Falschin-
formation. 

» Kannst du dir vorstellen, dass 
deine Enkelkinder das gleiche 
oder etwas Ähnliches machen 
würden, was du schon gemacht 
hast, wenn Gorleben wieder in 
die engere Auswahl kommen 
sollte? 

Horst Wiese: Ich glaube, sie wür-
den noch mehr machen. Bei mei-
nem Sohn, der mich in all den 
Jahren immer unterstützt hat, 
bin ich mir sogar sicher. Ich sel-
ber hatte einmal ein Verfahren 
wegen Nötigung am Hals. Als die 
hier Testbohrungen gemacht ha-
ben, wussten wir natürlich, wor-
auf das hinausläuft. Also sind wir 
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nicht weiterbauen. Das Moor ge-
hörte einem Landwirt aus Gorle-
ben, der heute nicht mehr lebt. 
Um das Geld dafür aufzubrin-
gen, hatten wir eine Sammelakti-
on im ganzen Bundesgebiet ver-
anstaltet, und ehe wir uns ver-
sahen, hatten wir über eine Mil-
lion, das zehn- oder zwanzigfa-
che von dem, was die Fläche ei-
gentlich wert war, zusammen. Je-
denfalls kriegte ich einen Koffer 
voll Geld und sollte die Fläche 
kaufen. In der Zwischenzeit hat-
ten die Atombefürworter Wind 
von der Sache bekommen und al-
les darangesetzt, selbst die Flä-
che zu kaufen. Das heißt, diejeni-
gen, die von der Atomwirtschaft 
im Dorf profitiert hätten, setzten 
den Besitzer unter Druck. Wenn er 
das Land an mich verkaufen wür-
de, hätten sie kein Geld gekriegt. 
Schließlich ist er weich geworden 
und hat dann an sie verkauft. Und 
ich stand mit meinem Koffer voll 
Geld da und konnte nichts ma-
chen. Unsere Rechtsanwälte ha-
ben versucht, das Geld zurückzu-
geben, aber die Spende war ano-
nym. Und so ist eben ein Riesen-
grundstock entstanden für die BI. 
Mit diesem Geld sind die Rechts-
ansprüche und Klagen und vieles 
andere mehr finanziert worden. 

» Hat dir deine Familie während 
der Zeit der harten Auseinander-
setzungen den Rücken gestärkt? 

Horst Wiese: Ja, auch meine Kin-
der waren wütend, weil hier ein 
Endlager entstehen sollte. Ich 
glaube, dass es einen gewalti-
gen Aufstand geben wird, wenn 
sie wirklich das Risiko eingehen 
sollten, hier ihren hochradioakti-
ven Müll einzubuddeln. Denn es 
ist klar, dass die Radioaktivität ir-
gendwann wieder an die Oberflä-
che kommt, da die Flüssigkeit, die 
schon jetzt im Salzstock ist, ver-
strahlt wird.
Ich will hoffen, dass die Ver-
nunft siegt und man die Einla-
gerung in Salz nicht riskiert. Ich 
bilde mir ein, dass eine Endla-
gerung in Granit günstiger wä-
re, weil Granit nicht so aggressiv 
ist wie Salz. Auch Ton ist vielleicht 
günstiger. Aber es muss gewähr-
leistet sein, dass der Atommüll 
nicht mit Grundwasser in Berüh-
rung kommt. Granit oder Ton bie-
ten noch am ehesten diese Ge-
währleistung, weil die Gebinde 
nicht so schnell zerfallen wie im 
Salz, auch in Hinblick darauf, dass 
man eines Tages vielleicht etwas 
erfindet, was besser ist und der 
Atommüll dann rückholbar wäre.

40 Jahre Gorleben
Aktionswoche 
Der wendländische Widerstand begeht den 40. 
Jahrestag der Standortbenennung Gorlebens am 
22. Februar 1977 mit einer Aktionswoche. 

Samstag, 18. Februar
Rückbau statt Rückschau
12 Uhr Sammeln am Plater und am Streetzer Krei-
sel; gemeinsame Fahrt zu den Atomanlagen; dort 
ab 13 Uhr Reden, Musik, Aktionen. Bringt Schub-
karren mit! Ab 16 Uhr in den Bauernstuben in Tre-
bel: Präsentation des Wochenprogramms, Gruß-
worte, offener Klönschnack bei Kaffee und Kuchen.

Mittwoch, 22. Februar (Tag d. Standortbenennung)
Alles vorbei in Gorleben?
Moderierte Podiumsdiskussion über die Zukunft des 
Standorts Gorleben. Ort und Zeit folgen.

Samstag, 25. Februar
Ein Bier auf 1004
22 Uhr: Tanznacht im Café Grenzbereiche in Platen-
laase; Überraschungs-DJ. Soli-Eintritt: 5 Euro

Sonntag, 26. Februar
Eselwanderung über den Salzstock
Mit Gerhard Has; von Trebel über den Salzstock zum 
Sonntagsspaziergang. 11 Uhr, Hauptstraße 54, Trebel

Sonntag, 26. Februar
Gorleben im Spiegel der Literatur
17 Uhr auf dem Künstlerhof in Schreyahn: Axel 
Kahrs organisiert eine Lesung von Andreas Maier, 
Wolfgang Kaven, Ingrid Birkholz und anderen.
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Atomausstieg

Die gute Nachricht aus Karlsru-
he lautet: Wer eine Hochrisiko-
technologie wie die Atomkraft 
betreibt, der muss damit rech-
nen, dass sich die Gesellschaft 
irgendwann gegen diese Risiken 
ausspricht. Und die Entschei-
dung darüber ist allein Sache 
der Politik. Der Ausstieg aus der 
Atomkraft ist keine Enteignung, 
ein Anspruch auf Schadenersatz 
besteht nicht. Zu den von RWE, 
Vattenfall und E.ON im Vorfeld 
gestreuten Schadenersatzzah-
lungen von bis zu 20 Milliarden 
Euro wird es nicht kommen.

» Deutliche Rüge

Die schlechte Nachricht: Mit die-
sem Urteil bekommen sowohl 
die gegenwärtige Regierung 
von Angela Merkel, als auch 
die damalige rot-grüne Bundes-
regierung unter Kanzler Ger-
hard Schröder für ihre jeweilige 
Atompolitik eine deutliche Rüge. 
Der Zick-Zack-Kurs von Schwarz-
Gelb, aber auch der eigenartige 
Atomkonsens von Rot-Grün ha-
ben überhaupt erst die Basis da-
für geschaffen, dass die Strom-
konzerne nun vor Gericht ziehen 
und in einigen Punkten sogar 
Recht bekommen konnten.

» Zwei rot-grüne Schnitzer

Die gröbsten Schnitzer haben 
sich Schröder und Jürgen Trittin 
seinerzeit mit dem sogenannten 
Atomkonsens geleistet. Gleich in 
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zwei Punkten haben sie sich von 
der Kernkraft-Industrie über den 
Tisch ziehen lassen. Punkt eins 
sind die Reststrommengen. Statt 
ein klares Abschaltdatum für je-
des AKW festzulegen, wurden je-
dem Meiler bestimmte Strom-
mengen zugeteilt – ein ewiger 
Quell für Streit und Tricks bis 
heute, wie das Urteil aus Karls-
ruhe zeigt.
Punkt zwei ist die Entsorgungs-
frage. Bis zu dem Deal von Schrö-
der und Trittin galt laut Atomge-
setz: Wer ein Atomkraftwerk be-
treibt, muss die dabei entste-
henden Abfälle schadlos verwer-
ten oder in einem Endlager „ge-

ordnet beseitigen”. Eigentlich ein 
K.O.-Kriterium für jedes Atom-
kraftwerk in Deutschland, denn 
bekanntlich haben wir bis heute 
kein Endlager.

» Schwert aus der Hand

Die rot-grüne Bundesregierung 
befreite die Atomindustrie mit 
dem Vertrag vom 14. Juni 2000 
von dieser Sorge, indem sie ak-
zeptierte und ins Atomgesetz hi-
neinschrieb, dass künftig der Bau 

eines atomaren Zwischenlagers, 
zum Beispiel auf dem Kraftwerks-
gelände, als Entsorgungsnach-
weis ausreicht. Schröder und Trit-
tin haben damit nicht nur das po-
tenziell schärfste Schwert gegen 
die Atomkraft aus der Hand ge-
geben. Sie haben auch das größ-
te und schwierigste Problem die-
ser Technologie mal eben unter 
den Teppich gekehrt, haben den 
Atomkonzernen einen Schein-
Ausweg aus dem Entsorgungs-
Dilemma ermöglicht und oben-
drein ein weiteres Anwachsen 
der Atommüllberge bewirkt.

» Kein Entsorgungsnachweis

Und hier schließt sich der Kreis: 
Es ist die Verantwortung der Po-
litik, nicht nur über die Hinnehm-
barkeit des Risikos der Kernkraft 
an sich, sondern auch das der 
hochradioaktiven Hinterlassen-
schaften zu bestimmen. 
Wenn die Betreiber der Anlagen 
schon 2002 keinen Entsorgungs-
nachweis für den bis dahin ent-
standenen Atommüll erbringen 
konnten, dann ist es höchste Zeit, 
die Entstehung weiterer Atom-
müll-Mengen zu unterbinden.
Die vom Verfassungsgericht bis 
Juni 2018 angemahnte Änderung 
des Atomgesetzes wäre eine 
gute Gelegenheit, auch diesen 
Fehler in der Atompolitik zu kor-
rigieren, die Zwischenlagerung 
als Entsorgungsnachweis zu 
streichen und die verbliebenen 
Atommeiler sofort zu schließen.

Recht Die Regelungen zum Atomausstieg verstoßen laut Bundesverfassungsgericht in Teilen gegen das Grundgesetz. Der 
beschleunigte Ausstieg ist den Energiekonzernen laut Gericht zwar im Wesentlichen zumutbar, die Firmen haben aber An-
spruch auf eine angemessene Entschädigung für Investitionen, die sie im Vertrauen auf zuvor festgelegte Reststrommen-
gen getätigt hatten. ARD-Energieexperte Jürgen Döschner kommentiert.

Fehler müssen korrigiert werden!
Ein Kommentar zum BVG-Urteil über die Klagen der Atomkonzerne gegen den Atomausstieg

Jürgen Döschner (hier im AKW 
Fukushima) leitete den Aufbau 
des Bereichs Investigativer 
Journalismus im WDR Hörfunk. 
Seit Ende 2011 ist Döschner 
offizieller „Energieexperte“ des 
ARD-Hörfunks und arbeitet in 
dieser Funktion in der Chefre-
daktion des WDR-Hörfunks
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Atomausstieg

Die „Festlegung von festen Ab-
schaltterminen” für die deut-
schen Atomkraftwerke und „die 
Kürzung der ihnen zugewiesenen 
Reststrommengen” hätten „vor 
dem Grundgesetz Bestand”, stell-
te der Vorsitzende des Ersten Se-
nats, Ferdinand Kirchhof, gleich 
zu Beginn der Verkündung des 
Urteils klar.
Statt der rund 20 Milliarden Euro, 
die die Konzerne einforderten, 
kristallisiert sich nun heraus, wird 
die Kompensation deutlich gerin-
ger ausfallen. Der Maßstab für 
die Bemessung der Entschädi-
gung seien die errechneten Rest-
strommengen, die dem rot-grü-
nen Atomausstiegsmodell aus 
dem Jahr 2000 zugrundelagen.
„Das Bundesverfassungsgericht 
hat bestätigt, dass das Atomaus-
stiegsgesetz von 2011 im Wesent-
lichen mit unserer Verfassung 
im Einklang steht. Sowohl die 
Einführung fester Abschaltter-
mine als auch die Staffelung der 
Abschaltfristen sind verfassungs-
konform”, jubelte Bundesumelt-
ministerin Barbara Hendricks 

(SPD) nach dem Urteilsspruch 
aus Karlsruhe. Verfassungskon-
form seien auch die entschädi-
gungslose Rücknahme der Lauf-
zeitverlängerungen von 2010 und 
das Gesetzgebungsverfahren 
selbst. Die Milliardenforderun-
gen der Konzerne seien mit dem 
Urteil vom Tisch, der Zeitplan des 
Atomausstiegs müsse nicht ver-
ändert werden.
Auch der erste Atomausstieg der 
rot-grünen Bundesregierung aus 
dem Jahr 2002 wird nicht infra-
ge gestellt. Mögliche Entschädi-
gungen könnten sich demnach 
nur auf Strommengen beziehen, 
die wegen der endgültigen Ent-
scheidung zum Atomausstieg im 
Jahr 2011 möglicherweise nicht 
mehr produziert werden können. 
Niedersachsens Umweltminis-
ter Stefan Wenzel (Grüne): „Das 
dürfte im Fall des Falles eine sehr 
übersichtliche Summe sein. Der 
Kern der Klage wurde zurückge-
wiesen.”
Das Gericht sieht allerdings in 
einem Randbereich des Geset-
zes zu den beiden AKW Krümmel 

und Mülheim-Kärlich einen Son-
derfall. Für diese beiden Anlagen 
muss der Gesetzgeber einen Aus-
gleich schaffen. Hendricks: „Wie 
dies erfolgen kann, darüber lässt 
das Gericht dem Gesetzgeber 
einen breiten Gestaltungsspiel-
raum.“ 
Zwar rudert die Branche gerade 
ein wenig zurück und rechnen die 
Konzerne nur noch mit vergleichs-
weise bescheidenen Kompensa-
tionen: „Wir gehen nicht davon 
aus, dass hier Entschädigungen 
in Milliardenhöhe erfolgen wer-
den”, sagte eine RWE-Sprecherin 
in Karlsruhe.
Doch der vom BVG eröffnete 
Gestaltungsspielraum lässt Anti-
Atom-Aktivist/-innen befürch-
ten, dass der Ausgleich auch in 
Form eines schmutzigen Deals 
ausgestaltet werden könnte: „Es 
muss nicht Geld sein, denkbar 
ist eine Laufzeitverlängerung für 
einige Reaktoren. Sollte es die 
geben, wird es Proteste hageln”, 
prophezeit die Bürgerinitiative 
Lüchow-Dannenberg. Auf der Ta-
gesordnung steht aus Sicht der 
Gorleben-Gegner/-innen viel-
mehr die sofortige Beschränkung 
der Atommüllproduktion, denn  – 
anderer Deal, gleiches Ergebnis  
– auch für die Kosten der Atom-
müllentsorgung soll künftig der 
Staat zahlen.
Konsequenzen fordert Jochen 
Stay von der Anti-Atom-Organisa-
tion .ausgestrahlt: „Statt der ge-
forderten 19 Milliarden Euro wer-
den die AKW-Betreiber nur einen 
dreistelligen Millionenbetrag als 
Entschädigung für den Atomaus-
stieg erhalten. Die Bundesregie-
rung sollte daraus Konsequenzen 
ziehen und alle noch laufenden 
Atomkraftwerke jetzt schon ab-
schalten und nicht erst 2022. Für 
die Stromversorgung werden sie 
schon heute nicht mehr benötigt.“

Der
Kern der 
Klage wur-
de zurück-
gewiesen.

Recht Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe hat sein Urteil über 
die Klagen der Atomkonzerne gegen das Atomausstiegsgesetz von 
2011 gefällt. Andreas Conradt fasst die Reaktionen zusammen.

Atomausstieg ist rechtens
BVG weist Klagen der Konzerne ab
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Das
politische 
Lavieren 
von Ernst 
Albrecht hat 
dem Wider-
stand gegen 
das NEZ in 
Gorleben 
sehr geholfen

Wer hätte das gedacht: in Gorle-
ben – später übrigens in einem 
zweiten Anlauf in Dragahn – soll-
te ein gigantisches Atommüllzen-
trum, ein Nukleares Entsorgungs-
zentrum (NEZ) errichtet werde. 
Auf 12 Quadratkilometern, in ei-
ner menschenleeren Ecke, gut ab-
zusperren gegen Proteste, am bes-
ten im Nordosten Niedersachsens 
in Lüchow-Dannenberg, das wie 
ein Dreieck in das Gebiet der DDR 
hineinragte. Das ist Geschichte!
Eine Wiederaufarbeitungsanlage, 
eine Brennelementefabrik, diver-
se oberirdische Pufferlager – auch 
das ist Geschichte. Das politische 
Lavieren des damaligen CDU-Mi-
nisterpräsidenten Ernst Albrecht 
hat mit dazu beigetragen, dass 
ein NEZ dieses Ausmaßes schnell 
ad acta gelegt wurde. Zunächst 
hatte Albrecht Gorleben praktisch 

gen Plutoniums aus abgebrann-
ten Brennelementen oder die Bei-
mischung des Plutoniums bei der 
Fertigung von neuen Brennele-
menten. Am Ende hat die Ener-
giewirtschaft diesen „Entsor-
gungspfad“ aus Kostengründen 
selbst kassiert. Wackersdorf ist 
schon lange Geschichte.
Was blieb, war heftig genug: Die 
Verabredung zwischen Ernst Al-
brecht und Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt (SPD), den Salzstock 
Gorleben zu erkunden und ein 
Zwischenlager zu errichten, ist 
allein vor dem Hintergrund des 
gesetzlich geforderten Entsor-
gungsnachweises zu verstehen. 
Und diese Entscheidung beschäf-
tigt uns noch immer! Trotz alar-
mierender Zeichen aus der Tiefe: 
Wasserkontakt, Gasvorkommen, 
Anhydrit, fehlendes Deckgebirge.

aus dem Hut gezaubert und an-
dere Standorte dafür einfach ge-
strichen. Dann, nach den auf-
flammenden Protesten und unter 
dem Eindruck eines internationa-
len Symposiums, gesagt, Gor-
leben sei technisch zwar mach-
bar, politisch aber nicht durchzu-
setzen. Schließlich schlug er doch 
wieder vor, die gleiche Anlage im 
westlichen Teil des Wendlands, 
in Dragahn, zu errichten. Dieses 
Hin und Her, dieser Glaubwür-
digkeitsverlust hat die Menschen 
empört und skeptisch gestimmt. 
Dass die Industrie am Ende eine 
Wiederaufarbeitungsanlage – auch 
im bayrischen Wackersdorf – selbst 
nicht mehr wollte, ist noch eine 
ganz andere Geschichte, ein „Ent-
sorgungsbeitrag“ wäre sie ohne-
hin nicht geworden, es ging um 
das Extrahieren des waffenfähi-

Gorleben Viel ist nicht geblieben von den großen Atom-Plänen der niedersächsischen CDU-Regierung der Siebzigerjahre. 
Zwar hat Lüchow-Dannenberg mit Gorleben auch heute noch seinen wunden Punkt, das meiste aber konnte dank starker 
Proteste im Wendland und in der ganzen Republik verhindert werden. Wolfgang Ehmke blickt zurück auf 40 Jahre Wider-
stand und wagt zugleich einen Ausblick auf die BI-Arbeit in den kommenden Jahren ohne Castor.

„Wir können stolz sein!”
Die Arbeit der BI in den letzten 40 Jahren war erfolgreich
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Weitere Infos: www.gorleben-rundschau.de

Was fehlt ist, dass sich die histori-
sche Wahrheit, dass Gorleben als 
Endlager nie geeignet war, wirk-
lich durchsetzt.
Höllisch wachsam, also nicht zu-
frieden, müssen wir bleiben, um 
zu sehen, ob parteipolitische und 
Länderegoismen nicht doch dazu 
führen, dass Gorleben aus dem 
Dornröschenschlaf wieder er-
weckt wird. Zum Glück ist der Wi-
derstand nicht eingeschlafen, nur 
die Arbeitsfelder werden sich ver-
schieben.
Denn es gibt viele ungeklärte Fra-
gen, und die Debatte auf dem von 
der BI organisierten Ratschlag in 
Gedelitz Ende November war nur 
ein Anfang, um über den künfti-
gen Weg des Gorleben-Wider-
stands zu diskutieren. 
Viele Jahre lang war Gorleben der 
soziale Ort, an dem Menschen zu-
sammenkamen, um sich gegen 
Castortransporte quer zu stellen. 
Die politische Klasse hat daraus 
gelernt, der – wenn auch halbher-
zige – Atomausstieg ist dennoch 
eine radikale Wende der Ener-
giepolitik und er gilt – in Europa 
– fast als Alleinstellungsmerkmal 
einer Energiepolitik ohne Atom. 
Das wird auch als „Atomaus-
stieg“ von vielen Menschen so 
wahrgenommen. Dem außerpar-
lamentarischen Protest sollte die 
„Bühne“ genommen werden, um 

damit dem Widerstand die Defini-
tionsmacht zu entreißen. Schließ-
lich waren in erster Linie wir ge-
fragt und nicht die politischen 
Parteien, wenn der Castor rollte. 
Nicht nur das: Sogar die Fixie-
rung auf Gorleben als Endlager 
für – vor allem – die hochradio-
aktiven Abfälle wurde durch das 
Standortauswahlgesetz aufgeho-
ben. Gorleben ist nur noch einer 
von mehreren möglichen Stand-
orten, nur dass wir befürchten 
müssen, dass am Ende die Sache 
wieder uns vor die Füße fällt.
Deshalb ist es wichtig, so zu agie-
ren, dass wir unsere Handlungs-
fähigkeit und die Strukturen er-
halten. Die Frage ist: Wie lässt 
sich diese Phase der vielen Un-
sicherheiten, in der wir nur noch 
eine Initiative von vielen sind, 
klug überbrücken. Bisher ist uns 
das zufällig gut gelungen. Es gab 
und gibt viele große und klei-
ne Anlässe und noch einige gut 
funktionierende Zusammenhän-
ge im Wendland: die BI als Vor-
standsinitiative mit aktiver Öf-
fentlichkeitsarbeit und Vernet-
zung bundesweit, das Gorleben 
Gebet, der Sonntagsspaziergang, 
einige Castor-Gruppen, die Fuku-
shima-Mahnwache. 
Für das Jahr 2017 sehe ich für die 
BI keine Probleme, wenn man die 
vielen sich bietenden Anlässen 
betrachtet. Doch auch sie wer-
den am Ende nur schwer zude-
cken können, dass ohne den Ak-
tionsanlass „Castor nach Gorle-
ben“ die Motivation vieler Men-
schen hier und bundesweit, ge-
gen Atomkraft und die Atommüll-
lageroptionen aufzubegehren, 
immer schwächer geworden ist. 
2017, das ist klar, bleibt spannend. 
Auch für uns. Ein Ratschlag allein 
wird da nicht reichen. Die Stand-
ortbestimmung in unseren Rei-
hen hat gerade erst begonnen.

Und auch mit den Hinterlassen-
schaften dieser Verabredung müs-
sen wir uns heute noch herumpla-
gen. Rostfässer schon nach eini-
gen Jahrzehnten Zwischenlage-
rung, 113 Castoren, von denen nie-
mand weiß, welche Schwierigkei-
ten bei einer Dauerlagerung noch 
auftreten, eine Pilot-Konditionie-
rungsanlage, die genehmigt aber 
nicht genutzt wird und ein Endla-
gerbergwerk, das in einen Dorn-
röschenschlaf verfallen ist.
Ja, wir können stolz sein, weil 
die Massenproteste und der be-
harrliche, bunte und von vielen 
Menschen im Wendland und von 
Freund/-innen von außerhalb ge-
tragene Protest mit dazu beige-
tragen haben, dass am Ende nach 
den Katastrophen von Tscher-
nobyl und Fukushima ein politi-
schen Umsteuern weg von der 
Atomkraft, hin zu den regenera-
tiven Energien vollzogen wurde. 
Und das unter einer CDU/FDP-Re-
gierung, die kurz zuvor noch die 
Laufzeiten der Reaktoren verlän-
gert hatte. Wir können auch stolz 
sein, dass es heute um den Klima-
schutz geht. Längst stehen nicht 
nur Atomkraftwerke, sondern 
auch Kohlekraftwerke zur Dispo-
sition. Was wurden wir verspottet, 
als sich im Hüttendorf 1004 vor 
über 35 Jahren ein Windrad dreh-
te. Diese Ökospinner!  Wir können 
stolz sein, dass kein weiterer Cas-
tor in Gorleben eingelagert wer-
den soll und damit der Druck auf 
die Realisierung des Endlagerpro-
jekts abgeschwächt wurde. 
Aber können wir auch zufrieden 
sein? Was fehlt ist eine echte Ent-
schuldigung für die politischen 
Beschimpfungen als Chaoten, als 
dreckiges Pack und was es nicht 
alles gab, und für die Kriminali-
sierung. Was fehlt ist das partei-
enübergreifende Eingeständnis, 
dass Gorleben ein Fehler war. 

Die Ausstellung entstand unter 
Mitarbeit von: Frank Hautog, Ge-
sine Pieterek, Siegmund Schmag-
gel, Arndt Böhm, Beate Maatsch, 
Ingrid und Werner Lowin.

Sie wird während der Kulturellen 
Landpartie (25. Mai bis 5. Juni) 
auf dem neuen Wunde.r.punkt in 
Neu Darchau zu sehen sein.

BI-Mitarbeiter 
Torben Klages 
moderierte den 
Ratschlag in 
Gedelitz, in dem 
auch die künftige 
Ausrichtung der 
Bürgerinitiative 
diskutiert wurde.



22

Aktivistenportrait Gorleben-Quickie

Das Zwischenlager (Transport- 
behälterlager Gorleben, TBL) 
wird von der Gesellschaft für 
Nuklearservice (GNS)  betrieben, 
die zu 98 Prozent den vier gro-
ßen Energiekonzernen gehört. 
Es befindet sich nordwestlich 
der Straße von Gorleben nach 
Gedelitz und beherbergt:

Das Fasslager zur Lagerung von 
schwach und mittel aktivem 
Müll. Die Nutzung begann 1984. 
„Blähfässer” aufgrund von Gas-
entwicklung in den Gebinden 
und der „Transnuklearskandal” 
machten das Fasslager bundes-
weit bekannt. Trotz Stopps der 
Castortransporte werden heute 
noch mehrmals im Jahr frische 
Gebinde angeliefert. 
Die oberirdische Castorhalle hat 
Platz für 420 Behälter. Bislang 
lagern dort schon 113 Castoren 
mit hoch radioaktivem Müll. Die 
Behälter stehen aufrecht und wer- 
den elektronisch überwacht. Küh-
lung erfolgt durch Umgebungs-
luft, die nach außen abgeführt 
wird. Gegen Angriffe ist die Hal-
le nicht ausreichend gesichert. 
Zurzeit sind die Castortransporte 
ausgesetzt.
In der Pilotkonditionierungsan-
lage (PKA) soll getestet werden, 
wie hoch radioaktiver Müll end-
lagerfähig verpackt werden kann, 
denn die Castoren sind zu schwer 
und groß, um sie unter Tage zu 
bringen. Auch schadhafte Behäl-
ter könnten in der PKA repariert 
werden. Bislang ist die PKA noch 
nie benutzt worden und darum 
nicht kontaminiert. Die Technik 
der PKA gilt inzwischen als ver-
altet. 

Südöstlich der Straße betreibt  
die Deutsche Gesellschaft zum 
Bau und Betrieb von Endlagern 
für Abfallstoffe (DBE) das so ge-
nannte Erkundungsbergwerk.

Das Bergwerk wurde größer auf-
gefahren, als für die Erkundung 
nötig. Kritiker befürchten, dass 
das Endlager fast fertig gebaut 
ist. Derzeit ruht die Erkundung 
wegen des angeblichen „Neuan-
fangs” bei der Endlagersuche. Ein 
Rückbau der martialischen Siche-
rung ist angekündigt. Es befindet 
sich kein Atommüll im Bergwerk!

Portrait Bei Rudis erstem Zuzug, 
1949, war Deutschland gerade 
knapp den Atombomben entgan-
gen, die die Nazis nicht mehr fer-
tig bekamen und die die Amis erst 
ein halbes Jahr nach Kriegsende 
einsatzbereit hatten. Von Atom-
kraft sprach damals niemand, im 
Wendland nicht und auch nicht in 
der angrenzenden Altmark. Dort 
hatte Rudi „unter einem durch 
und durch preußischen Lehrher-
ren, der nie Nazi war“ eine land-
wirtschaftliche Lehre abgeschlos-
sen. Dessen Auffassung, dass 
erkannte Verantwortung auch 
getragen werden müsse, ist bis 
heute Rudis Leitgedanke. 
Als er 1948 in Stendal von sow-
jetischen Soldaten aufgegriffen 
und zum Uranabbau in die Wis-
mut kommandiert wurde, erkann-
te er das Monströse des Systems. 
Er entkam der Armee und floh 
schließlich 1949 nach Volzendorf 
im Lemgow in der britischen 
Zone. Er verdingte sich auf Höfen, 
erlebte aber, dass sein guter Ab-
schluss in Deutschland West nicht 
anerkannt wurde.
Nur sieben Jahre nach Ende des 
Krieges, 1952, wagte Rudi eine 
große Fahrradtour durch Europa! 
Der Gedanke an einen friedlichen 
Kontinent beflügelte ihn, bis … 

die Reise mangels Geld in Süd-
deutschland endete. Rudi fand 
Arbeit und gründete mit Edith 
aus dem Wendland eine Familie. 
Über Umwege kam er zu einer 
Ausbildung zum Krankenpfleger 
und war bis 1996 in diesem Be-
ruf tätig. Er arbeitete in Karlsru-
he und beschäftigte sich berufs-
bedingt sehr viel mit Radiologie 
und Strahlenschutz – und wurde 
Gewerkschafter. Der Schwieger-
mutter zuliebe ging es Anfang der 
80er zurück ins Wendland. Da war 
der Konflikt um Gorleben schon 
in vollem Gange!
Rudi arbeitete im Krankenhaus 
in Dannenberg und lernte Hein-
rich Messerschmidt und andere 
Widerständler kennen. Für die 
Castortransporte erwirkte Rudi 
später immer eine Akkreditierung 
als Gewerkschafter zur Beob-
achtung der Strahlenbelastung. 
So konnte er eigene Messungen 
durchführen und informierte Po-
lizistinnen, die sich in der Nähe 
der Castoren aufhielten, über ihre 
ganz persönliches Risiken, gerade 
in Bezug auf ihren Kinderwunsch.
Das Thema Atom begegnete ihm 
allerdings schon früher – per 
Pferd! Rudi war Anfang der 60er 
Mitglied in einem Reitverein, des-
sen Vorsitzender im Forschungs-
zentrum in Karlsruhe arbeitete. 
Seine Berichte machten Rudi, den 
Atomkraftbefürworter („weg von 
der schmutzigen Kohle“), zum 
Atomkraftskeptiker und die be-
rufliche Beschäftigung mit Strah-
len zum Atomkraftgegner. Die 
spätere Begegnungen im Wend-
land mit Heinrich Messerschmidt 
brachten ihn zur Fachgruppe Ra-
dioaktivität der Bürgerinitiative. 
Sie wurde Rudi zur Passion und 
gab ihm seine Aufgabe im Wi-
derstand als Mahner und Warner 
vor der Strahlenbelastung durch 
die Atomkraft. Ein sehr wichtiges 
Erlebnis für ihn war die Anerken-
nung durch Polizist/-innen als ei-
nem, der sie, basierend auf me-
dizinischen Fachkenntnissen, vor 
der Strahlung warnen wollte. 
Bis heute ist die Arbeit der BI ne-
ben dem phantasievollen Wider-
stand gekennzeichnet von ausge-
prägtem Fachwissen ums Thema 
Atom. Dabei verdankt sie Rudi wie 
kaum einem anderen den guten 
Ruf in Politik und Wissenschaft.

Atomkraft
auf dem
Pferderücken

Viele im 
Wendland sind 
„Zugezogene“, 
die irgendwann 
von außerhalb 
kamen. Rudi 
Sprössel hat 
diesen Schritt 
gleich zwei Mal 
gemacht! 
Elisabeth 
Hafner-Reckers 
hat sich seine 
Geschichte er-
zählen lassen
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Blick

Es kommt nicht häufig vor, zugegeben, dass junge Eltern ihrem Neu-
geborenen den Widerstandsgedanken schon in die Wiege legen und 
das auch noch öffentlich kundtun. Und doch zeugt der Verkauf zahllo-
ser handgemachter Lätzchen, Strampler und Latzhosen mit der Wend-
land- oder der Anti-Atom-Sonne während der Kulturellen Landpartie 
von dem tiefen Eindruck, den der Kampf gegen Gorleben bei den Lü-
chow-Dannenberger/-innen hinterlassen hat, von ihren festen Wur-
zeln im Boden des regionalen Widerstands. Ganz nebenbei hat dieser 
Kampf eben auch so etwas wie ein Heimatgefühl bewirkt. In diesem 

Boden, in diesem Geist auch be-
erdigt zu sein, ist ein Wunsch, 
der wohl noch seltener geäußert 
wird – und dessen Symbolik von 
den Friedhofsverwaltungen allen-
falls widerwillig akzeptiert wird. 
Dass dies in Meuchefitz gesche-
hen möge, war schon vor Jahren 
letzter Wille eines BI-Mitglieds.Fo
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Bürgerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg e. V.
Rosenstraße 20 • 29439 Lüchow
Mo, Mi, Fr: 9 – 16 Uhr • Di, Do: 9 – 18 Uhr
 05841 - 4684
buero@bi-luechow-dannenberg.de
www.bi-luechow-dannenberg.de

Liebe BI, jetzt will ich auch was tun!

Name................................................................. Vorname...................................................................... 

Straße................................................................ Hausnummer..........................................................

PLZ, Ort............................................................. E-Mail......................................................................

Datum................................................................ Unterschrift.......................................................... 

Ich möchte eins von über 1000 Mitgliedern der BI werden. Bitte schicken Sie den Aufnahme- 
antrag per Post oder E-Mail (Jahresbeitrag Standard: € 50; Familie: € 60; reduziert: € 15).

Ich möchte die „Gorleben Rundschau” künftig regelmäßig (6 x im Jahr) und weiteres Info- 
material unregelmäßig zugeschickt bekommen (jew. kostenlos).

Ich unterstütze Sie mit einer (regelmäßigen) Spende.  Bitte buchen Sie von meinem Konto ab:

einmalig EUR ....................

monatlich EUR ....................

Kontoinhaber.............................................. Name der Bank............................................................

BIC................................................................ IBAN.......................................................................

Ich möchte Ihnen meine Spende lieber per Überweisung oder Dauerauftrag zukommen lassen:

BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. •  Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
IBAN: DE24 2585 0110 0044 0607 21 • BIC: NOLADE21UEL

Bitte das ausgefüllte Formular per Post an: 
BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg, Rosenstraße 20, 29439 Lüchow
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Der Atomlobby die Leviten lesen
Exklusive Literaturevents im Februar und März

Auch 2017 werden mehr als zwei Dutzend renommierte Au-
toren und Künstler für die Beschleunigung des Atomaus-
stiegs auftreten – vom 20. bis 22. Februar und vom 10. bis 
13. März. Rund 2000 Zuschauer können bei Hamburgs 
unabhängigem Literaturfestival erneut gratis dabei sein. 
Das Programm gibt’s auf www.lesen-ohne-atomstrom.de

Anzeige


